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Erster Teil 

Geltungsbereich 

§ 1 

Dieses Kirchengesetz gilt 

140, 141 

a) für die Pfarrer im Dienst der Vereinigten Kirche 
und ihrer Gliedkirchen, deren Dienstverhältnis 
das Pfarrergesetz vom 14. Juni 1963 regelt (Zwei­
ter Teil), 

b) für Ordinierte, die nicht Pfarrer im Sinne des 
Pfarrergesetzes sind (Dritter Teil), 

c) für die Kirchenbeamten auf Lebenszeit und auf 
Zeit, die im Dienst der Vereinigten Kirche und 
ihrer Gliedkirchen stehen (Vierter Teil). 

§ 2 
Das Recht der Vereinigten Kirche und der Gliedkir­

chen kann bestimmen, daß dieses Kirchengesetz auf an­
dere Ordinierte und Träger kirchlicher Dienste in einem 
kirchengesetzlich geordneten Dienstverhältnis anzu­
wenden ist. 

Zweiter Teil 

Amtszuchtverfahren gegen Pfarrer 

1. Abschnitt. Allgemeine Bestimmungen 

1. Grundbestimmungen 

§ 3 

(1) Gegen den Pfarrer kann ein Amtszuchtverfahren 
durchgeführt werden, wenn anzunehmen ist, daß er die 
Amtspflicht verletzt hat. 

(2) Der Pfarrer verletzt die Amtspflicht, wenn er 
schuldhaft Aufgaben vernachlässigt, die sich aus seinem 
Auftrag zur öffentlichen Wortverkündigung und zur 
Sakramentsverwaltung ergeben, Ordnungen und An­
weisungen für sein Verhalten und für die Verwaltungs­
aufgaben nicht befolgt oder gegen die Verpflichtung zu 
einem dem Amt gemäßen Wandel verstößt (§ 61 Satz 1 
des Pfarrergesetzes). 

(3) Gegen einen Pfarrer kall'n ein Amtszuchtverfahre: 
auch wegen Amtspflichtverletzungen, die er in einer 
früheren kirchlichen Dienstverhältnis begangen hat, un; 
wegen solcher Verfehlungen durchgeführt werden, di 
er in der Zeit zwischen Ordination und Begründung de 
ersten Dienstverhältnisses als Pfarrer begangen ha1 
wenn diese Verfehlungen bei einem Pfarrer eine Ver 
letzung der Amtspflicht bedeuten würden. 

§ 4 
(1) Die Amtszucht wird im Spruchverfahren (3. Ab 

schnitt) und im förmlichen Verfahren (4. Abschnitt) ge 
übt. 

(2) In geeigneten Fällen kann eine Amtszuchtverfü 
gung erlassen werden (2. Abschnitt). 

§ 5 

Ein Amtszuchtverfahren soll nur eingeleitet werder. 
wenn seelsorgerliche Bemühungen, besonders in der Ge 
meinschaft der Ordinierten, und Maßnahmen der Dienst 
aufsieht unzureichend erscheinen. 

§ 6 
Im Amtszuchtverfahren ist das gesamte Verhalte1 

des Pfarrers innerhalb und außerhalb des Dienstes z1 
würdigen und insbesondere zu prüfen, ob die Glaub 
würdigkeit des Pfarrers und damit des der Kirche auf 
gegebenen Dienstes gefährdet oder beeinträchtigt ist. 

§ 7 
Das Amtszuchtverfahren ist mit Rücksicht auf Am 

und Gemeinde sowie auf die Person des Pfarrers um 
seine Familie beschleunigt durchzuführen. 

§ 8 
Die Vereinigte Kirche und die Gliedkirchen leisten il 

Amtszuchtverfahren Rechts- und Amtshilfe. 

§ 9 
Personen, die in einem kirchlichen Dienstverhältni 

im Geltungsbereich dieses Kirchengesetzes stehen, be 
dürfen für ihre Aussage im Amtszuchtverfahren keine 
dienstlichen Aussagegenehmigung. 

§ 10 
Das Recht der Vereinigten Kirche und der Gliedkir 

chen bestimmt, wer zuständige und wer einleitend• 
Stelle im Sinne dieses Kirchengesetzes ist. 

2. Ermittlungen und Einleitung 

§ 11 

Werden Tatsachen bekannt, die die Annahme begrün 
den, daß der Pfarrer die Amtspflicht verletzt hat, so ver 
anlaßt die zuständige Stelle die zur Aufklärung de: 
Sachverhalts notwendigen Ermittlungen. 

§ 12 
(1) Die Ermittlungen erstrecken sich auf alle de1 

Pfarrer belastenden und entlastenden sowie auf dil 
sonst für den Ausgang des Verfahrens bedeutsame1 
Umstände. 

(2) Dem Pfarrer ist Gelegenheit zur Äußerung zu ge 
ben. Hierüber ist eine Niederschrift aufzunehmen; e 



kann sich auch schriftlich äußern. Er ist berechtigt, wei­
tere Ermittlungen anzuregen. 

§ 13 

(1) Auf Grund des Ergebnisses der Ermittlungen ent­
scheidet die einleitende Stelle nach pflichtmäßigem Er­
messen, ob sie 

a) das Verfahren einstellt, 
b) eine Amtszuchtverfügung nach§ 16 erläßt, 
c) das Spruchverfahren nach § 17 herbeiführt oder 
d) das förmliche Verfahren nach§ 37 einleitet. 

(2) Der Pfarrer kann die Einleitung eines Amtszucht­
verfahrens gegen sich selbst beantragen. Die einleiten­
de Stelle soll dem Antrag stattgeben, wenn es nach 
Würdigung aller Umstäntj_e und im Interesse des Pfar­
rers angezeigt ist, den Sachverhalt aufzuklären. 

(3) Die Einstellung nach Absatz 1 Buchstabe a ist zu 
begründen und dem Pfarrer bekanntzugeben. Sie 
schließt neue Ermittlungen wegen desselben Gegen­
standes nicht aus. 

(4) Die einleitende Stelle darf Maßnahmen nach Ab­
satz 1 Buchst. b bis d nicht treffen, wenn ihr die Amts­
pflichtverletzung seit mehr als drei Jahren bekannt ist. 

3. Aussetzung und Einstellung des Amtszuchtverfahrens 

§ 14 

(1) Das Amtszuchtverfahren kann ausgesetzt wer­
den, wenn gegen den Pfarrer ein anderes geordnetes, 
insbesondere ein strafgerichtliches Verfahren anhängig 
ist und in diesem über Tatbestände entschieden wird, 
deren Klärung für das Amtszuchtverfahren von Bedeu­
tung ist. 

(2) Das Amtszuchtverfahren kann auch ausgesetzt 
werden, wenn der Pfarrer voraussichtlich für längere 
Zeit verhandlungsunfähig ist oder aus anderen zwin­
genden Gründen nicht vernommen werden kann. 

(3) Die Aussetzung unterbricht die Frist nach § 13 
Abs. 4. 

(4) Das Verfahren kann jederzeit von Amts ·wegen 
fortgesetzt werden. 

(5) Uber die Aussetzung und Fortsetzung des Verfah­
rens entscheidet die Stelle, bei der das Verfahren an­
hängig ist. Die Entscheidung ist zu begründen und den 
Beteiligten zuzustellen; sie ist unanfechtbar. 

§ 15 
(1) Das Amtszuchtverfahren ist unabhängig von sei­

nem Stande einzustellen, wenn es nicht rechtswirksam 
eingeleitet ist oder die Voraussetzungen für die Einlei­
tung und Durchführung eines Verfahrens nicht vorlie­
gen. 

(2) § 14 Abs. 5 gilt entsprechend. 

2. Abschnitt. Amtszuchtverfügung 
§ 16 

(1) Die einleitende Stelle kann dem Pfarrer durch 
Amtszuchtverfügung eine Warnung oder einen Verweis 
erteilen oder ihm eine Geldbuße bis zur Höhe der Hälfte 
der Dienstbezüge eines Monats auferlegen. Die Verfü­
gung ergeht schriftlich und ist zu begründen. Sie ist dem 
Pfarrer zuzustellen. 

(2) Der Pfarrer kann innerhalb von zwei Wochen nach 
Zustellung der Amtszuchtverfügung Beschwerde bei der 
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einleitenden Stelle schriftlich oder zur Niederschrift ein­
legen. Hilft die einleitende Stelle der Beschwerde nicht 
ab, so legt sie die Beschwerde mit ihrer Stellungnahme 
binnen vier Wochen der Kammer für Amtszucht vor. 
Diese entscheidet durch Beschluß endgültig. Der Beschluß 
ergeht im schriftlichen Verfahren; jedoch können in be­
sonderen Fällen mündliche Verhandlung anberaumt 
und Beweise erhoben werden. 

(3) Die Geldbuße kann von den Dienstbezügen ein­
behalten werden. 

(4) Die Gliedkirchen können durch Kirchengesetz für 
ihren Bereich die Maßnahme der Amtszuchtverfügung 

ausschließen oder die Zuständigkeit für den Erlaß der 
Verfügung und den Rechtsmittelzug abweichend regeln. 

3. Abschnitt. Spruchverfahren 

1. Aufgabe des Spruchausschusses 

§ 17 
(1) Das Spruchverfahren wird von dem Spruchaus­

schuß durchgeführt. 

(2) Aufgabe des Spruchausschusses ist es, in brüder­
licher und vertrauensvoller Aussprache mit dem Pfarrer 
alle diesem zur Last gelegten Umstände zu klären und, 
wenn eine Verletzung der Amtspflicht festgestellt ist, 
dem Pfarrer zur Einsicht zu verhelfen und in ihm den 
Willen zu wecken, einen ihm erteilten Rat in freier Ent­
scheidung anzunehmen. 

2. Bildung des Spruchausschusses 

§ 18 
Bei der Vereinigten Kirche und bei den Gliedkirchen 

werden Spruchausschüsse gebildet; es können auch ge­
meinsame Spruchausschüsse gebildet werden. 

§ 19 

Der Spruchausschuß besteht aus einem Pfarrer als Ob­
mann und mindestens zwei Beisitzern. Der Obmann soll 
in der Regel Inhaber eines geistlichen Aufsichtsamtes, 
ein Beisitzer muß Pfarrer, ein Beisitzer muß rechtskundig 
sein. 

3. Das Verfahren im einzelnen 

§ 20 

( 1) Beschließt die einleitende Stelle die Durchführung 
des Spruchverfahrens, so hat sie in dem Beschluß anzu­
geben, worin eine Verletzung der Amtspflicht erblickt 
wird. 

(2) Der Beschluß ist dem Obmann des Spruchausschus­
ses und dem Pfarrer zuzustellen. 

(3) Dem Obmann sind gleichzeitig die für die Gesamt­
beurteilung erheblichen Unterlagen zuzuleiten. 

§ 21 

(1) Der Pfarrer kann einen anderen Pfarrer als Bei­
stand hinzuziehen. Der Beistand muß einer Gliedkirche 
der Vereinigten Kirche angehören. 

(2) Dem Pfarrer und seinem Beistand ist Einsicht in die 
Verfahrensakten zu geben. 

§ 22 
(1) Der Obmann des Spruchausschusses trifft die er-
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forderlichen Vorbereitungen. Er leitet die Aussprache 
in der Verantwortung für einen geordneten Ablauf und 
für den besonderen Charakter des Spruchverf ahrens. 
Er kann mit Zustimmung des Pfarrers die vorüber­
gehende Teilnahme anderer Personen zulassen, wenn 
dies dienlich erscheint. 

(2) Die Aussprache ist nicht öffentlich. Ihre wesent­
lichen Ergebnisse sind in einer Niederschrift festzuhal­
ten. Die Niederschrift wird von einem Beisitzer gefer­
tigt und von ihm sowie dem Obmann unterschrieben. 
Ohne Zustimmung des Pfarrers darf die Niederschrift 
nur vom Spruchausschuß verwertet werden. 

§ 23 

Die Aussprache ist nicht auf den von der einleitenden 
Stelle nach § 20 mitgeteilten Sachverhalt beschränkt. Sie 
ist auch auf neue Tatbestände zu erstrecken, die die ein­
leitende Stelle nachträglich mitteilt oder die sich in der 
Aussprache ergeben. In diesem Falle ist der einleiten­
den Stelle Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. 

§ 24 

(1) Ist der Sachverhalt noch weiter zu klären, so kann 
der Spruchausschuß die erforderlichen Erhebungen 
selbst vornehmen, sie durch beauftragte Mitglieder des 
Spruchausschusses durchführen lassen oder die einlei­
tende Stelle um die Vornahme ersuchen. 

(2) Für die Klärung des Sachverhaltes gelten die Be­
stimmungen für die Beweiserhebung im förmlichen Ver­
fahren sinngemäß. 

4. Der Spruch und seine Folgen 

§ 25 

(1) Nach Abschluß der Aussprache ergeht ein Spruch. 

(2) Dem Spruch dürfen nur solche Tatsachen und Be­
weismittel zugrunde gelegt werden, die Gegenstand der 
Aussprache gewesen sind. 

(3) Der Spruch ist dem Pfarrer mündlich zu eröffnen. 
Er ist schriftlich niederzulegen, mit Tatbestand und 
Gründen zu versehen und von den Mitgliedern des 
Spruchausschusses zu unterschreiben. Ist ein Mitglied 
an der Unterschrift verhindert, so wird dies unter An­
gabe des Verhinderungsgrundes vom Obmann ver­
merkt. 

(4) Eine Ausfertigung des mit Gründen versehenen 
Spruches ist vom Obmann des Spruchausschusses dem 
Pfarrer und der einleitenden Stelle zuz"ustellen. 

§ 26 

(1) Durch den Spruch kann festgestellt werden, daß 
a) die Beschuldigungen haltlos sind, 
b) die Beschuldigungen nicht erweis bar sind, 
c) die Amtspflicht verletzt ist. 

(2) Der Spruchausschuß kann beschließen, daß der 
Spruch nach Absatz 1 Buchst. a und b in bestimmter 
Weise bekanntzugeben ist. 

§ 27 

Stellt der Spruchausschuß fest, daß die Amtspflicht 
verletzt ist (§ 26 Abs. 1 Buchst. c), so kann er 

a) dem Pfarrer Vorhaltungen machen und ihn ver­
mahnen, 

b) dem Pfarrer einen Rat erteilen, 
c) feststellen, daß das Spruchverfahren zur Bereini­

gung des Falles nicht ausreicht. 

§ 28 

(1) Der dem Pfarrer zu erteilende Rat kann insbeson­
dere darin bestehen, 

a) sich bestimmten, zeitlich befristeten Auflagen für 
die Amts- und Lebensführung zu unterwerfen, 

b) sich gegenüber bestimmten Personen oder vor 
der Gemeinde zu entschuldigen, 

c) ein begangenes Unrecht.wieder gutzumachen, 
d) sich binnen einer angemessenen Frist von Amts 

wegen auf eine andere Stelle (Pfarrstelle oder 
allgemeinkirchliche Aufgabe) mit gleichen oder 
geringeren Dienstbezügen versetzen zu lassen; 
die Annahme eines Spruches mit dem Rat der 
Versetzung steht der Zustimmung zur Versetzung 
nach § 70 Abs. 1 Satz 2 des Pfarrergesetzes gleich. 

(2) Die Unabhängigkeit des Dienstes an Wort und 
Sakrament darf durch den Rat nicht beeinträchtigt wer­
den. 

(3) Ein Rat, die Versetzung in den Warte- oder Ruhe­
stand oder die Entlassung aus dem Dienst zu beantra­
gen, kann nicht erteilt werden. 

(4) Der Rat kann nach Form und Inhalt näher um­
schrieben werden. Soweit notwendig, ist zu bestimmen, 
innerhalb welcher Frist, gerechnet von der Zustellung 
des Spruches an (§ 25 Abs. 4), der Rat auszuführen ist. 

§ 29 

In den Fällen des § 26 Abs. 1 Buchst. b und des § 27 
Buchst. a und b fordert der Obmann des Spruchausschus­
ses den Pfarrer mit der Zustellung des Spruches auf, ihm 
binnen einer Frist von zwei Wochen schriftlich mitzu­
teilen, ob der Spruch angenommen wird oder nicht. 

§ 30 

(1) Erklärt der Pfarrer frist- und formgerecht, daß er 
den Spruch annimmt, so hat der Obmann der einleiten­
den Stelle davon unter Rückgabe der Akten Kenntnis 
zu geben. 

(2) Die einleitende Stelle hat darüber zu wachen, daß 
ein mit dem Spruch erteilter Rat befolgt wird. 

§ 31 

( 1) Das Amtszuchtverfahren ist abgeschlossen, wenn 
ein Spruch nach § 26 Abs. 1 Buchst. a ergangen ist oder 
der Pfarrer die Annahme des Spruches erklärt hat (§ 30 
Abs. 1) und ihm im Falle der Erteilung eines Rates von 
der einleitenden Stelle bestätigt worden ist, daß er den 
Rat befolgt hat (§ 30 Abs. 2). 

(2) Der Tatbestand, der dem Spruchverfahren zu­
grunde gelegen hat, kann nicht mehr Gegenstand eines 
neuen Amtszuchtverfahrens sein. 

§ 32 

(1) Erklärt der Pfarrer fristgerecht, daß er den Spruch 
nicht annimmt, oder gibt er innerhalb der Frist keine 
Erklärung ab, so hat der Obmann der einleitenden Stelle 
unter Rückgabe der Akten davon Kenntnis zu geben. 

(2) Die einleitende Stelle entscheidet nunmehr gemäß 
§ 13 Abs. 1 Buchst. a, b, oder d. 



§ 33 

Stellt die einleitende Stelle fest, daß der Pfarrer den 
ihm erteilten Rat nicht befolgt hat und erhebt der Pfarrer 
innerhalb von zwei Wochen nach Zustellung gegen die 
Feststellung keine Einwendungen, so ist nach § 32 Abs. 2 
zu v erfahren. Macht der Pfarrer geitend, daß der Rat 
befolgt sei, so trifft der Sprucbausschuß die Feststellung. 

§ 34 

(1) Stellt die einlei.tende Stelle das Amtszuchtverfah­
ren nach§ 32 Abs. 2 oder§ 33 ein, so hat sie dem Pfarrer 
einen Bescheid zuzustellen. 

(2) Der Tatbestand, der dem Spruchverfahren zu­
grunde gelegen hat, kann nicht mehr Gegenstand eines 
neuen Amtszuchtverfahrens sein. 

§ 35 

Hat der Spruchausschuß festgestellt, daß das Spruch­
verf ahren zur Bereinigung des Falles nicht ausreicht 
(§ 27 Buchst. c), so leitet der Obmann nach Zustellung 
des Spruches die Akten der einleitenden Stelle wieder 
zu. Die einleitende Stelle ordnet die Durchführung des 
förmlichen Verfahrens an. 

§ 36 

(1) Weigert sich der Pfarrer, an der Aussprache teilzu­
nehmen, oder entzieht er sich ihr, so stellt der Spruch­
ausschuß dies fest. Die Feststellung ist schriftlich nieder­
zulegen; dabei ist anzugeben, aus w elchen Gründen der 
Pfarrer die Aussprache verweigert hat. Die Feststellung 
ist von den Mitgliedern des Spruchausschusses zu unter­
schreiben. 

(2) Der Obmann leitet die Feststellung mit den Akten 
der einleitenden Stelle zu. 

(3) Die einleitende Stelle entscheidet nunmehr gemäß 
§ 13 Abs. 1 Buchst. b oder d. 

4. Abschnitt. Förmliches Verfahren 

1. Unterabschnitt. Verfahren in 1. Instanz 

1. Allgemeines 

§ 37 
(1) Beschließt die einleitende Stelle die Durchführung 

des förmlichen Verfahrens, so hat sie in dem Beschluß 
den wesentlichen Inhalt der Beschuldigungen anzu­
geben. 

(2) Der Beschluß ist dem Pfarrer (Beschuldigten) zu­
zustellen. 

§ 38 

(1) Die Durchführung des förmlichen Verfahrens wird 
nicht dadurch verhindert, daß der Beschuldigte verhand­
lungsunfähig geworden ist oder aus anderen zwingen­
den Gründen nicht vernommen werden kann. In diesen 
Fällen hat die einleitende Stelle ihm, wenn der Zustand 
voraussichtlich längere Zeit andauern wird, einen Ver­
treter zu bestellen, der die Rechte des Beschuldigten im 
Verfahren wahrnimmt. 

(2) § 14 Abs . 2 bleibt unberührt. 

§ 39 

Verfahren, die gegen mehrere Pfarrer wegen dessel­
ben Sachverhaltes oder gegen einen Pfarrer wegen ver-
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schiedener Sachverhalte eingeleitet sind, können mit­
einander verbunden und wieder getrennt werden. 

§ 40 

(1) Das Verfahren gliedert sich in die Untersuchung 
und in das Verfahren vor der Kammer für Amtszucht. 

(2) Von der Untersuchung kann abgesehen werden, 
wenn der Sachverhalt, insbesondere durch ein voraus­
gegangenes Spruchverfahren, hinreichend geklärt er­
scheint. Der Beschuldigte ist davon in Kenntnis zu set­
zen. 

§ 41 

(1) Die einleitende Stelle bestellt für sich einen oder 
mehrere Vertreter, die an ihre Weisungen gebunden 
sind. Die Bestellung kann jederzeit widerrufen werden. 
Bestellung und Widerruf sind dem Beschuldigten mitzu­
teilen. 

(2) Der Vertreter der einleitenden Stelle kann jeder­
zeit die Verfahrensakten einsehen. 

§ 42 

(1) Der Beschuldigte kann einen oder mehrere Ver­
teidiger bestellen. Der Beschuldigte und der Verteidiger 
haben das Recht, die Verfahrensakten einzusehen. 

(2) Verteidiger können Pfarrer, theologische Hoch­
schullehrer und rechtskundige, zu kirchlichen Ämtern 
wählbare Gemeindeglieder sein. 

§ 43 

(1) Die einleitende Stelle bestellt, falls nicht von der 
Untersuchung abgesehen wird, einen Untersuchungs­
führer; er soll rechtskundig sein. 

(2) Die Bestellung des Untersuchungsführers ist dem 
Beschuldigten alsbald mitzuteilen. 

2. Untersuchung 

§ 44 

(1) Der Untersuchungsführer hat den Beschuldigten zu 
vernehmen und die noch erforderlichen Beweise zu er­
heben. Soweit nichts anderes bestimmt ist, gelten die 
Vorschriften für die Beweiserhebung vor der Kammer 
für Amtszucht sinngemäß. 

(2) Der Untersuchungsführer ist in der Durchführung 
der Untersuchung unabhängig und an Weisungen nicht 
gebunden. Er kann nur abberufen werden, wenn er aus 
zwingenden Gründen dauernd oder auf längere Zeit an 
der Durchführung der Untersuchung verhindert ist. Die 
Abberufung ist dem Beschuldigten alsbald mitzuteilen. 

(3) Für den Ausschluß und die Ablehnung des Unter­
suchungsführers gelten die Bestimmungen der §§ 109 
und 110 entsprechend mit der Maßgabe, daß die einlei­
tende Stelle entscheidet. 

§ 45 

(1) Der Untersuchungsführer hat zu den Unter­
suchungshandlungen für die Niederschrift einen Schrift­
führer hinzuzuziehen. Die Niederschrift muß alle rechts­
erheblichen Tatsachen enthalten. 

2) Der Schriftführer ist zur gewissenhaften Erfüllung 
seiner Aufgabe und zur Verschwiegenheit zu verpflich­
ten. Uber einen Antrag auf Ablehnung des Schriftführers 
entscheidet der Untersuchungsführer endgültig. 
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§ 46 

Der Untersuchungsführer regelt nach pflichtmäßigem 
Ermessen im Rahmen des Untersuchungszwecks die 
Teilnahme des Vertreters der einleitenden Stelle, des 
Beschuldigten und seines Verteidigers an den Beweis­
erhebungen; er entscheidet über die Zulassung von Fra­
gen und über Beweisanträge . Beweisanträgen des Ver­
trete rs der einleitenden Stelle muß der Untersuchungs­
führer stattgeben. 

§ 47 

(1) Der Vertreter der einleitenden Stelle kann bean­
tragen, daß die Untersuchung auf neue Punkte erstreckt 
wird, die den Verdacht einer Verletzung der Amtspflicht 
begründen. Der Untersuchungsführer muß dem Antrag 
stattgeben. Er kann auch von sich aus die Untersuchung 
auf neue Punkte ausdehnen, wenn der Vertreter der ein­
leitenden Stelle zustimmt. 

(2) Dem Beschuldigten ist Gelegenheit zu geben, sich 
auch zu den neuen Anschuldigungspunkten zu äußern. 

§ 48 

Hält der Untersuchungsführer das Ziel der Unter­
suchung für erreicht, so hat er dem Beschuldigten Ge­
legenheit zu geben, sich abschließend zu äußern. Danach 
legt er die Akten mit einem zusammenfassenden Bericht 
der einleitenden Stelle vor. 

3. Einstellung 

§ 49 

(1) Wird das förmliche Verfahren nach § 13 Abs. 1 
Buchst. d oder § 32 Abs. 2 oder § 33 durchgeführt, so 
kann die einleitende Stelle das Verfahren einstellen, 
wenn sie dies nach dem Ergebnis der Untersuchung für 
angebracht hält. 

(2) Wird das förmliche Verfahren nach § 35 Satz 2 oder 
§ 36 Abs. 3 durchgeführt, so kann das Verfahren nur ein­
gestellt werden, wenn die Beschuldigungen nach dem 
Ergebnis der Untersuchung offensichtlich unbegründet 
sind. 

(3) Die Einstellung ist zu begründen, der Bescheid ist 
dem Beschuldigten zuzustellen. 

(4) Die einleitende Stelle kann das Verfahren von dem 
Zeitpunkt der Anhängigkeit bei der Kammer für Amts­
zucht an (§ 55 Abs. 1) nicht mehr einstellen. 

4. Anschuldigungsschrift 

§ 50 

(1) Wird das Verfahren nicht eingestellt, so legt der 
Vertreter der einleitenden Stelle der Kammer für Amts­
zucht eine Anschuldigungsschrift sowie die Unter­
suchungsakten und die sonst für die qesamtbeurteilung 
erheblichen Unterlagen vor. 

(2) Die Anschuldigungsschrift muß die Tatsachen, aus 
denen sich die Verletzung der Amtspflicht ergibt, und 
die Beweismittel angeben. Sie darf Belastendes nur ver­
werten, soweit der Beschuldigte Gelegenheit gehabt hat, 
sich dazu zu äußern. 

5. Verfahren vor der Kammer für Amtszucht 

a) Aufgabe der Kammer für Amtszucht 

§ 51 

Die Kammer für Amtszucht verhandelt über die er­
hobenen Anschuldigungen mündlich. Sie hat alles zu 
tun, was zur Erforschung der Wahrheit notwendig ist. 
Nach Feststellung des Sachverhaltes entscheidet sie 
durch Urteil. 

b) Bildung der Kammer für Amtszucht 

§ 52 

Kammern für Amtszucht werden bei der Vereinigten 
Kirche und bei den Gliedkirchen gebildet; es können 
auch gemeinsame Kammern für Amtszucht gebildet 
werden. 

§ 53 

Die Kammer für Amtszucht besteht aus einem rechts­
kundigen Vorsitzenden und vier Beisitzern. Zwei Bei­
sitzer sind Pfarrer; einer der anderen Beisitzer muß 
rechtskundig sein. 

§ 54 

(1) Der Vorsitzende bestellt einen Schriftführer, der 
die Aufgaben der Geschäftsstelle erledigt und die Nie­
derschriften bei Verhandlungen und Beweiserhebungen 
führt. 

(2) Der Schriftführer wird vor seiner Tätigkeit vom 
Vorsitzenden zu gewissenhafter Erfüllung seiner Auf­
gabe und zur Verschwiegenheit verpflichtet. 

c) Anhängigkeit des Verfahrens 

§ 55 

(1) Mit dem Eingang der Anschuldigungsschrift wird 
das Verfahren bei der Kammer für Amtszucht anhängig. 

(2) Liegen die Voraussetzungen des § 15 Abs. 1 vor,. 
so stellt der Vorsitzende der Kammer das Verfahren ein. 
Gegen den Beschluß des Vorsitzenden kann innerhalb 
von zwei Wochen nach Zustellung die Entscheidung der 
Kammer angerufen werden. Die Kammer entscheidet 
durch Beschluß endgültig; dieser ist mit Gründen zu 
versehen. 

§ 56 
(1) Der Vorsitzende stellt dem Beschuldigten eine be­

glaubigte Abschrift der Anschuldigungsschrift sowie 
etwaige Nachträge zu und bestimmt eine Frist zur 
schriftlichen Äußerung. 

(2) Nach Ablauf der Frist beraumt der Vorsitzende 
Termin zur mündlichen V erhandlung an. 

d) Neue Anschuldigungspunkte 

§ 57 
Die einleitende Stelle kann bis zum Beginn der münd­

lichen Verhandlung neue Anschuldigungspunkte zum 
Gegenstand des Verfahrens machen. Teilt sie eine solche 
Absicht dem Vorsitzenden der Kammer mit, so hat die­
ser das Verfahren auszusetzen, bis ein Nachtrag zur 
Anschuldigungsschrift vorgelegt oder von der einleiten­
den Stelle die Fortsetzung des Verfahrens beantragt 
wird. 



e) Mündliche Verhandlung 

§ 58 

(1) Der Vorsitzende lädt zur mündlichen Verhandlung 
den Vertreter der einleitenden Stelle, den Beschuldigten 
und seinen Verteidiger sowie die Zeugen und Sachver­
ständigen. Der Beschuldigte ist dabei auf die Bestim­
mungen des § 60 hinzuweisen. Dem Vertreter der ein­
leitenden Stelle, dem Beschuldigten und seinem Vertei­
diger sind die Namen der geladenen Zeugen und Sach­
verständigen mitzuteilen. Dem Beschuldigten und sei­
nem Verteidiger sind außerdem die Mitglieder der Kam­
mer sowie ihre Stellvertreter mit dem Hinweis zu be­
nennen, daß die etwaige Ablehnung eines Mitgliedes 
spätestens eine Woche vor dem Verhandlungstermin 
bei der Kammer eingegangen sein muß. 

(2) Der Vertreter der einleitenden Stelle und der Be­
schuldigte können Zeugen und Sachverständige stellen. 
Die Kammer beschließt, ob sie zu vernehmen sind. 

§ 59 

(1) Die Ladungen sind zuzustellen. 

(2) Zwischen der Zustellung an den Beschuldigten und 
dem Verhandlungstermin müssen mindestens drei 
Wochen liegen, wenn der Beschuldigte nicht auf die Ein­
haltung der Frist verzichtet. Als Verzicht gilt es auch, 
wenn er sich auf die Verhandlung einläßt, ohne die 
Nichteinhaltung der Frist zu rügen. 

§ 60 

(1) Der Beschuldigte ist verpflichtet, zu der münd­
lichen Verhandlung zu erscheinen. 

(2) Ist der Beschuldigte voraussichtlich längere Zeit 
am Erscheinen zur mündlichen Verhandlung verhindert, 
so kann der Vertreter der einleitenden Stelle bei der 
Kammer beantragen, die Verhandlung in Abwesenheit 
des Beschuldigten durchzuführen. Dem Antrag ist statt­
zugeben, wenn dringende Gründe dies rechtfertigen. 
Hat der Beschuldigte einen Verteidiger nicht bestellt, 
so kann der Vorsitzende von Amts wegen einen Vertei­
diger bestellen. 

(3) Ist der Beschuldigte aus zwingenden Gründen am 
Erscheinen zur mündlichen Verhandlung verhindert und 
wird die Kammer hiervon rechtzeitig unterrichtet, so 
ist ein neuer Termin zur Verhandlung anzusetzen. 

(4) Bleibt der Beschuldigte der Verhandlung fern, ohne 
daß der Kammer mitgeteilt wurde, daß er aus zwingen­
den Gründen am Erscheinen verhindert war, so kann 
auch in seiner Abwesenheit verhandelt werden; in die­
sem Falle braucht ein Verteidiger zu seiner Vertretung 
nicht zugelassen zu werden. Ergeht auf Grund dieser 
Verhandlung ein Urteil, so kann der Beschuldigte bin­
nen zwei Wochen nach Zustellung Wiedereinsetzung in 
den vorigen Stand beantragen. Dem Antrag ist stattzu­
geben, wenn der Beschuldigte nachweist, daß er am Er­
scheinen zwingend verhindert und nicht in der Lage 
war, dies rechtzeitig mitzuteilen. 

§ 61 

(1) Der Vorsitzende leitet die mündliche Verhandlung. 
Er vernimmt den Beschuldigten und erhebt die Bewei­
se. Er trifft die zur Aufrechterhaltung der Ordnung in 
der Verhandlung erforderlichen Maßnahmen. Er kann 
Vertreter kirchlicher Dienststellen und andere Perso-
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nen, die ein berechtigtes Interesse an der mündlichen 
Verhandlung haben, zulassen. 

(2) Die mündliche Verhandlung ist nicht öffentlich. 

§ 62 
(1) Die Mitglieder der Kammer, der Schriftführer und 

der Vertreter der einleitenden Stelle sowie, wenn sie 
erschienen sind, der Beschuldigte und der Verteidiger 
müsse:µ bei der Verhandlung ständig zugegen sein. 

(2) Die ständige Gegenwart der Mitglieder der Kam­
mer gilt als gewahrt, wenn für ausfallende Mitglieder 
Ergänzungsmitglieder eintreten, die der Vorsitzende zu 
der Verhandlung zugezogen hat und die von Anfang 
an daran teilgenommen haben. Bei unveränderter Be­
setzung der Kammer kann eine unterbrochene Verhand­
lung innerhalb von 30 Tagen fortgesetzt werden. 

(3) Ist der Beschuldigte vorübergehend verhandlungs­
unfähig, so kann der Vorsitzende das Verfahren aus­
setzen und auch · eine schon begonnene Verhandlung 
unterbrechen oder vertagen. 

§ 63 
(1) Die vom Schriftführer geführte Niederschrift über 

die Verhandlung muß enthalten: 

a) Ort und Tag der Verhandlung, 
b) die Namen der Mitglieder der Kammer für Amts­

zucht, des Schriftführers und eines hinzugezoge­
nen Hilfsberichterstatters, 

c) die Namen des Vertreters der einleitenden Stelle, 
des Beschuldigten, des Verteidigers sowie der 
Zeugen und Sachverständigen. 

(2) Sie soll den Gang, wesentliche Vorkommnisse 
und die Ergebnisse der Verhandlung wiedergeben und 
ersichtlich machen, daß die Förmlichkeiten beachtet sind. 
Sie muß die Bezeichnung der verlesenen Schriftstücke 
sowie die im Laufe der Verhandlung gestellten Anträge, 
die ergangenen Entscheidungen und die Urteilsformel 
enthalten. 

(3) Die Niederschrift ist vom Vorsitzenden und vom 
Schriftführer zu unterschreiben. 

§ 64 

Nach Aufruf der Sache trägt der Vorsitzende oder ein 
von ihm beauftragter Beisitzer in Abwesenheit der Zeu­
gen das Ergebnis des bisherigen Verfahrens in gedräng­
ter Form vor. Dabei ist aus den Akten das vorzutragen, 
was für eine Gesamtbeurteilung wichtig sein kann. Der 
Beschuldigte wird, wenn er erschienen ist, zur Person 
und Sache gehört. Hierauf werden die Beweise erhoben. 

f) Beweisaufnahme 

§ 65 
(1) Soweit Tatsachen nicht offenkundig sind oder nicht 

von dem Beschuldigten glaubhaft zugestanden werden, 
wird der Beweis durch Zeugen und Sachverständige, 
durch Einnahme des Augenscheins und durch Urkunden 
geführt. 

(2) Die Kammer entscheidet über die Form, in der Be­
weise zu erheben sind. Niederschriften über Aussagen 
von Personen, die in der Untersuchung oder in einem 
anderen gesetzlich geordneten Verfahren vernommen 
worden sind, können ohne nochmalige Vernehmung 
verwertet werden. 
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{3) Von der Erhebung einzelner Beweise kann abge­
sehen werden, wenn der Beschuldigte, sein Verteidiger 
und der Vertreter der einleitenden Stelle damit einver­
standen sind. Die Erhebung eines Beweises muß abge­
lehnt werden, wenn sie unzulässig ist. Sie soll abgelehnt 
werden, wenn die Kammer sie für unerheblich oder un­
geeignet hält. Die Ablehnung eines Beweisantrages be­
darf eines Beschlusses der Kammer. 

§ 66 
Der Entscheidung können nach Verlesen in der münd­

lichen Verhandlung zugrunde gelegt werden 
a) tatsächliche Feststellungen der rechtskräftigen 

Entscheidung in einem anderen gesetzlich geord­
neten Verfahren, die den Sachverhalt betreffen, 
der den Gegenstand des förmlichen Verfahrens 
bildet, 

b) schriftliche Auskünfte von Behörden, sonstigen 
Dienststellen und Amtspersonen sowie ärztliche 
Zeugnisse. 

§ 67 

(1) Bei der Beweisnaufnahme hat der Vorsitzende den 
Beisitzern, dem Vertreter der einleitenden Stelle, dem 
Beschuldigten und dem Verteidiger auf Verlangen zu 
gestatten, Fragen an die Zeugen und Sachverständigen 
zu stellen. Ungeeignete oder nicht zur Sache gehörende 
Fragen kann er zurückweisen. 

(2) Nach der Vernehmung jedes Zeugen oder Sachver­
ständigen sowie nach jeder Verlesung eines Schrift­
stückes ist der Beschuldigte zu fragen, ob er etwas zu 
erklären hat. 

§ 68 

(1) Das Zeugnis kann verweigern, wer mit dem Be-
schuldigten 

1. verlobt ist oder war, 
2. verheiratet ist oder war, 
3. in gerader Linie verwandt, verschwägert oder 

durch Annahme an Kindes Statt verbunden oder 
in der Seitenlinie bis zum dritten Grade verwandt 
oder bis zum zweiten Grade verschwägert ist, 
auch wenn die Ehe, durch welche die Schwäger­
schaft begründet ist, nicht mehr besteht. 

(2) Das Zeugnis können ferner verweigern 
1. Pfarrer und andere in der Seelsorge amtlich tätige 

Personen über das, was ihnen in dieser Eigen­
schaft anvertraut worden oder bekannt gewor­
den ist, 

2. Personen, für die kraft ihres Amtes, Standes oder 
Gewerbes eine rechtlich anerkannte Pflicht zur 
Verschwiegenheit besteht, über Tatsachen, auf 
die sich die Pflicht zur Verschwiegenheit bezieht. 

(3) Die in Absatz 2 Genannten sind zur Aussage ver­
pflichtet, wenn sie nach dienstrechtlichen Vorschriften 
oder von demjenigen, demgegenüber die Schweige­
pflicht besteht, von der Pflicht zur Verschwiegenheit be­
freit worden sind. § 33 des Pfarrergesetzes bleibt un­
berührt. 

(4) Den in Absatz 2 Genannten stehen ihre Gehilfen 
und diejenigen gleich, die zur Vorbereitung auf den Be­
ruf an der berufsmäßigen Tätigkeit teilnehmen. Uber 
die Ausübung des Rechtes, das Zeugnis zu v erweigern, 
entscheiden die in Absatz 2 Genannten, es sei denn, daß 
diese Entscheidung in absehbarer Zeit nicht herbeige­
führt werden kann. Die Entbindung von der Pflicht zur 
Verschwiegenheit gilt auch für die Gehilfen. 

(5) Jeder Zeuge kann die Auskunft auf solche Fragen 
verweigern, deren Beantwortung ihm selbst oder einem 
Angehörigen im Sinne von Absatz 1 Nr. 1 bis 3 die Ge­
fahr strafrechtlicher Verfolgung zuziehen würde oder 
zur Unehre gereicht. 

(6) Die Zeugen sind über ihre Rechte zu belehren. 

§ 69 

(1) Die Zeugen sind vor der Vernehmung nach ein­
dringlicher Ermahnung auf die wahrheitsgemäße Aus­
sage zu verpflichten. Die Gliedkirchen können die Ver­
eidigung von Zeugen durch Kirchengesetz zulassen. 

(2) Die Zeugen sind einzeln und in Abwesenheit der 
später zu hörenden Zeugen zur Person und zur Sache 
zu vernehmen. Sie können anderen Zeugen oder dem 
Beschuldigten gegenübergestellt werden. 

§ 70 

(1) Auf Sachverständige sind vorbehaltlich der Be­
stimmungen in den Absätzen 2 und 3 die Bestimmungen 
über Zeugen entsprechend anzuwenden. 

(2) Für den Ausschluß und die Ablehnung eines Sach­
verständigen gelten die Bestimmungen der §§ 109 bis 
111 entsprechend; ein Ablehnungsgrund kann jedoch 
nicht daraus hergeleitet werden, daß der Sachverstän­
dige als Zeuge vernommen worden ist. 

'(3) Soweit zum Beweis von in der Vergangenheit lie­
genden Tatsachen oder Zuständen, zu deren Wahrneh­
mung eine besondere Sachkunde erforderlich war, sach­
kundige Personen zu vernehmen sind, gelten die Be­
stimmungen über den Zeugenbeweis. 

§ 71 

(1) Hält die Kammer weitere Beweiserhebungen für 
erforderlich, so kann sie neue Zeugen oder Sachverstän­
dige vernehmen oder eines ihrer Mitglieder mit der Be­
w eiserhebung beauftragen. Dazu ist die Verhandlung 
zu unterbrechen oder zu vertagen. 

(2) Die V ernehmung kann auch im Wege der Amts­
hilfe oder Rechtshilfe geschehen. 

§ 72 

(1) Nach Schluß der Beweisaufnahme werden der Ver­
treter der einleitenden Stelle und dann der Beschuldigte 
und sein Verteidiger gehört. 

(2) Der Beschuldigte hat das letzte Wort. 

6. Das Urteil und seine Ausführung 

§ 73 

(1) Gegenstand der Urteilsfindung sind nur die An­
schuldigungspunkte, die in der Anschuldigungsschrift 
und ihren Nachträgen dem Beschuldigten als Verletzung 
der Amtspflicht zur Last gelegt werden. 

(2) Uber das Ergebnis der mündlichen Verhandlung 
entscheidet die Kammer für Amtszucht nach ihrer freien 
Uberzeugung. 

§ 74 

(1) Das Urteil wird durch Verlesen der Urteilsformel 
und Mitteilung der wesentlichen Urteilsgründe verkün­
det, und zwar entweder am Schluß der Verhandlung 
oder in einem binnen einer Woche stattfindenden Ter­
min. 

- ·- - - - - --- - - -----------------



(2) Es ist schriftlich niederzulegen, mit Gründen zu 
versehen und von den Mitgliedern der Kammer zu un­
terschreiben. Ist ein Mitglied an der Unterschrift ver­
hindert, so wird dies unter Angabe des Verhinderungs­
grundes vom Vorsitzenden oder bei dessen Verhinde­
rung vorn ältesten Beisitzer vermerkt. 

(3) Eine Ausfertigung des mit Gründen versehenen 
Urteils ist dem Beschuldigten und der einleitenden Stelle 
zuzustellen. 

§ 75 
(1) Das Urteil kann auf Einstellung des Verfahrens, 

auf Freispruch oder auf Verurteilung lauten. 
(2) Die Kammer kann beschließen, daß das Urteil in 

bestimmter Weise bekanntzugeben ist. 
(3) Das Urteil bestimmt, wer die Kosten des Verfah­

rens trägt. Kosten, die nicht dem Beschuldigten aufer­
legt sind, trägt die Kirche, die das Verfahren eingeleitet 
hat. 

§ 76 
(1) Das Verfahren ist einzustellen, wenn die Voraus­

setzungen des § 15 vorliegen. 

(2) Das Verfahren kann eingestellt werden, wenn es 
der Vertreter der einleitenden Stelle und der Beschul­
digte übereinstimmend beantragen und die Einstellung 
nach dem Ergebnis der mündlichen Verhandlung ange­
bracht ist. 

§ 77 

Bei Freispruch müssen die Urteilsgründe ergeben, ob 
der Beschuldigte mangels Beweises oder wegen erwie­
sener Nichtschuld freigesprochen worden ist. 

§ 78 
(1) Hat der Beschuldigte die Amtspflicht verletzt, kann 

die Kammer für Amtszucht erkennen auf: 
a) Warnung, 
b) Verweis, 
c) Geldbuße, 
d) Gehaltskürzung, 
e) Versetzung auf eine andere Stelle, 
f) Amtsenthebung unter Versetzung in den Warte-

stand, · 
g) Amtsenthebung unter Versetzung in den Ruhe­

stand, 
h) Entfernung aus dem Dienst. 

(2) Bei beurlaubten {freigestellten) Pfarrern sind bei 
der Entscheidung über die zu erkennende Maßnahme 
{Abs. 1) die besonderen dienstrechtlichen Verhältnisse 
zu berücksichtigen. 

(3) Bei Pfarrern im Warte- oder Ruhestand kann er-
kannt werden auf: 

a) Warnung, 
b) Verweis, 
c) Geldbuße, 
d) Kürzung des Wartegeldes oder Ruhegehaltes, 
e) Versetzung in den Ruhestand, wenn sich der 

Pfarrer im Wartestand befindet, 
f) Entfernung aus dem Dienst. 

(4) Die Gliedkirchen können für ihren Bereich die 
Maßnahmen der Geldbuße und der Gehaltskürzung 
durch Kirchengesetz ausschließen. 

§ 79 
Soweit nicht auf Entfernung aus dem Dienst erkannt 

Wird, kann die Kammer für Amtszucht bis auf die Dauer 
von fünf Jahren: 
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a) dem Beschuldigten die Ausübung von Neben­
ämtern oder Nebenbeschäftigungen untersagen, 
die mit der gewissenhaften Erfüllung seiner 
Dienstpflichten nicht zu vereinbaren sind, 

b) dem Beschuldigten die Verwaltung fremder Gel­
der ganz oder teilweise verbieten, 

c) dem Beschuldigten den Vorsitz im Kirchenvor­
stand und ganz oder teilweise die Geschäftsfüh­
rung des Pf arrarntes entziehen, 

d) dem Beschuldigten, wenn er sich im Warte- oder 
Ruhestande befindet oder gegen ihn auf Amts­
enthebung erkannt wird, die öffentliche Wortver­
kündigung und die Sakramentsverwaltung sowie 
die Vornahme von Amtshandlungen ganz oder 
teilweise untersagen. 

§ 80 
In demselben förmlichen Verfahren darf nur auf eine 

der Maßnahmen des § 78 erkannt werden. Sie kann mit 
Maßnahmen nach § 79 verbunden werden. 

§ 81 

Warnung und Verweis gelten mit der Rechtskraft des 
Urteils als vollstreckt. 

§ 82 
Höhe und Verwendungszweck der Geldbuße sind im 

Urteil zu bestimmen. Die Geldbuße darf die Bezüge 
eines Monats (Dienstbezüge, Wartegeld, Ruhegehalt) 
nicht übersteigen. Sie kann von den Bezügen einbehal­
ten werden. Die zur Ausführung des Urteils zuständige 
Stelle kann die Entrichtung der Geldbuße in Teilbeträ­
gen gestatten. 

§ 83 
(1) Die Gehaltskürzung besteht darin, daß nach nähe­

rer Bestimmung im Urteil die Dienstbezüge bruchteils­
mäßig um höchstens ein Fünftel und längstens auf fünf 
Jahre vermindert werden. Sie beginnt mit der nächsten 
auf die Rechtskraft des Urteils folgenden Gehaltszah­
lung. 

(2) Hat ein zur Gehaltskürzung verurteilter Pfarrer 
aus einem früheren Dienstverhältnis einen Anspruch 
auf Versorgungsbezüge, die mit Rücksicht auf die 
Dienstbezüge nur teilweise oder gar nicht gezahlt wer­
den, so bleibt für die Regelung dieses Anspruchs die 
Gehaltskürzung unberücksichtigt. 

(3) Tritt ein zur Gehaltskürzung verurteilter Pfarrer 
vor oder nach Rechtskraft des Urteils in den Warte­
oder Ruhestand, so werden die aus seinen ungekürzten 
Dienstbezügen errechneten Wartestands- bzw. Versor­
gungsbezüge während der Gehaltskürzungsfrist um den 
im Urteil bestimmten Bruchteil vermindert. 

(4) Stirbt der Pfarrer während der Gehaltskürzungs­
frist, so enden die Wirkungen der Gehaltskürzungen 
mit dem Beginn des Sterbemonats. 

§ 84 
Auf die Kürzung des Wartegeldes und des Ruhege­

halts nach § 78 Abs. 3 sind die Bestimmungen des § 83 
entsprechend anzuwenden. 

§ 85 
(1) Wird auf Versetzung erkannt, so kann der Pfarrer 

auch auf eine Stelle (Pfarrstelle oder allgemeinkirchli­
che Aufgabe) mit geringeren Dienstbezügen und anderer 
Amtsbezeichnung versetzt werden. Im Urteil ist zu be-
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stimmen, ob der Pfarrer ein voq ihm bekleidetes Auf­
sichtsa,mt od~r ]).jrchenleitend,es Amt verliert. 

(2) In dem UrteH kann cteII1 Pfarrer die Ausübung 
seines bisherigen Dienstes bis iur Ubernahme der 
nel!,el1 SteHe ganz oder teilweis~ untersagt werden. Da­
bei können die Dienstbezüge bis auf den Betrag des 
Wartegeldes herabgesetzt werden, das dell1 Pfarrer bei 
Versetz\lng in den Wartestanc:J. iJn Z~itpunkt der Rechts­
kraft des Urteils zustehen wtjrde. 

(3) Ist im Falle der Verurteilung zur Versetzung auf 
eine andere Stelle die Versetzung binnen sechs Mona­
ten nach Rechtskraft des Urteils nicht möglich gewesen, 
so tritt der Pfarrer mit dem Ablauf dieser Frist in den 
Wartestand. Die zuständige Stelle stellt diese Rechts­
folge fest. Ihr Beschluß ist dem Pfarrer zuzustellen; er 
ist unanfechtbar. 

(4) Die zuständige Stelle bleibt verpflichtet, dem Pfar­
rer eine andere Pf anstelle nach Maßgabe des Pfarrbe­
setzungsrechts oder eine allgemeinkirchliche Aufgabe 
zu übertragen. 

(5) Der Pfarrer hat keinen Anspruch auf Vergütung 
der ihm· durch die Versetzung entstehenden Umzugs­
kosten. 

§ 86 

(1) Durch die Amtsenthebung verliert cier Pfarrer 
seine Pfarrstelle oder die ihm übertragene allgemein­
kirchliche Aufgabe (§ 16 Abs. 2 des Pfarrergesetzes). Er 
erhält vorbehaltlich der Bestimmungen der Absätze 3 
und 4 die Rechtsstellung eines Pfarrers im Warte- oder 
im Ruhestand. 

(2) Das Urteil kann bestimmen, daß dem Pfarrer eine 
Pfarrstelle oder allgemeinkirchliche Aufgabe oder ein 
Beschäftigungsauftrag nicht vor Ablauf einer näher zu 
bezeichnenden Frist übertragen werden darf. 

(3) Wird der Pfarrer in den Wartestand versetzt, so 
erhält er als Wartegeld vier Fünftel des gesetzlichen 
Wartegeldes. Das Wartegeld kann im Urteil auf einen 
geringeren Betrag herabgesetzt werden, jedoch nicht 
l!nte:r die HäHte des gesetzlichen Wartegeldes. 

(4) Wird der Pfarrer in den Ruhestand versetzt, so 
erhält er die erdienten Versorgungsbezüge. Liegen be-, 
sondere Gründe vor, so kann im Urteil das Ruhegehalt 
befristet bis zur Höhe von vier Fünfteln des gesetz.., 
liehen Wartegeldes herausgesetzt oder bis auf die Hälfte 
des gesetzlichen Wartegeldes h~rabgesetzt wercien. 
Stirbt der Pfarrer, so enclflt die Ber(lb::?.etzung d~s Ruhe­
gehaltes mit dem Beginn des Sterbewonq.ts; si~ endet 
sonst mit dem Ablauf des Monats, in dem der Pf(lrrer 
das 68. Lebensjahr vollEmdet ]1at. 

§ 87 
(1) Bei Amtsenthebung stehen dem Pfarrer bis zum 

Ablauf des Monats, in dein das Urteil rechtskräftig wird, 
seine bisherigen Dienstbezüge, von da ab das Warte­
geld oder das Ruhegehalt zu. 

(2) Tritt der Pfarn~r aus dem Wa,rtestand in den Rul1e­
stand, so darf vor Ablauf von f\.inf Jahren nach. Rechts­
kraft des Urteils das Ruhegehalt nicht höher sein, als 
das nach § 86 Abs. 3 hernbgesetzte Wartegeld. § 86 
Abs. 4 Satz 3 gilt entsprechend. 

(3) Tritt der ~farrer vor Rechtskraft des Urteils in den 
Ruhestand, so gelten die aestimmungen des Absatzes 2 
entspreche:p.d. · 

§ S8 

Mit der Entfernung &l!S dem Dienst wird das Pienst­
verhältnis des Pfarrers beendet, Er verliert das Rec;ht 
zur öffentlichen Wortverkündigung und zur Sakra­
me11tsverwaltl1ng. Er verliert ferner das Recht zur Fül.1-
rung der AmtsbezeicQ.nung l1nd etwilig·er ;kirchlicher 
Titel, das Recht zum Tragen der Amtskleidung und für 
sich und seine Angehörigen alle in dem bisherigen 
Dienstverhältnis begründeten besoldungs- und versor­
gungsrechtlichen Ansprüche und Anwartschaften. 

7. Unterhaltsbeitrag 

§ 89 

(1) Wird auf Entfernung aus dem Dienst erkannt, so 
kann das Urteil bestimmen, daß dem Beschuldigten für 
längstens zwei Jahre ein Unterhaltsbeitrag gewährt 
wird, solange Bedürftigkeit besteht und kein Verhalten 
vorliegt, das den Empfänger als der Gewährung des Un­
terhaltsbeitrages unwürdig erscheinen läßt. Das Urteil 
kann auch bestimmen, daß der Unterhaltsbeitrag ganz 
oder teilweise an Personen gezahlt wird, zu deren Unter­
hq.lt der Verurteilte gesetzlich verpflichtet ist. 

(2) Die Entscheidung über Höhe und Weitergewäh­
rung des Unterhaltsbeitrages nach Abs. 1 trifft die ober­
ste kirchliche Verwaltungsbehörde. Der Empfänger kann 
gegen deren Entscheidung in entsprechender Anwen­
Q.qng der aestimml1ngen des Pf arrergesetzes Gegenvor­
stellupg erheben (§ 66 des Pfarrergesetzes) und Nach­
prüfung beantragen (§ 67 des Pfarrergesetzes). 

8. Anfechtbark,eit und Rechtskraft des Urteils 

§ 90 
(1) Gegen Urteile der Kammer für Amtszucht ist die 

Berufung zulässig. 

(2) Die Berufung ist unzulässig, wenn sie sich nur 
gegen die Kostenentscheidung richtet oder wenn das 
Urteil auf Einstellung des Verfahrens (§ 76) lautet. 

§ 91 

(1) Ist gegen das Urteil Berufung unzulässig, so ist es 
mit der Verkündung rechtskri;i.ftig. 

(2) Im übrtgen wird dfüi Urteil mit Ablal1f der Beru­
fµngsfrist rechtskr~ftig, wenn eine zulässige Berufung 
nid1t eingelegt wurde. Wi:r<;l auf die Berufung verzichtet 
oder wird sie zurückgenommen, so tritt die Recbtskratt 
in deJn Zeitpunkt ein, in <;len;i die Erklärung des Verzich­
tes oder der Zurücknahme dem Senat für Amt~:.?;ucht iu­
geht. Verzicht und Zurücknahme können wirks(lm erst 
nach Zustellung des .mit Gründen versenerwn Urteils 
der Kammer für Amtszucht erklärt werden. 

2. Unterabschnm. ß~rufungsvertahre),'\ 

1. Einlegung und Ztnücknab.me der Berufung 

§ 92 
Die Berufung kann von dem Beschuldigten und von 

der einleitenden Stell~ eingelegt werden. 

§ 93 
(1) Die Berufung muß innerhalb von zwei Wochen 

nach Zustellung des Urteils der Kammer für Arnts:z;ucht 



bei dem Senat für Amtszucht eingereicbt und innerhalb 
weiterer vier Wochen begründet werden. Auf Antrag 
kann der Vorsitzende die Frist für die Einreichung der 
Begründung verlängern. 

(2) Die Berufungsschrift ist dem anderen Berufungs­
berech tigten zuzustellen; dieser hat sich binnen einer 
vom Vorsitzenden des Senates zu bestimmenden Frist 
dazu zu äußern. 

§ 94 

Die Berufung kann nur mit Zustimmung des anderen 
Berufungsberechtigten zurückgenommen werden. Wird 
die Zustimmung nicht innerhalb von zwei Wochen nach 
Zustellung der Zurücknahmeerklärung erteilt, so gilt sie 
als verweigert. 

2. Bildung des Senates für Amtszucht 

§ 95 
(1) Der Senat für Amtszucht wird bei der Vereinigten 

Kirche gebildet. 
(2) An die Stelle des Senates der Vereinigten Kirche 

kann ein von mehreren Gliedkirchen für ihren Bereich 
gemeinsam gebildeter Senat für Amtszucht treten. Auch 
die Bildung eines eigenen Senats bei einer einzelnen 
Gliedkirche ist zulässig. 

§ 96 
(1) Der Senat für Amtszucht besteht aus einem rechts­

kundigen Vorsitzenden und vier Beisitzern. Zwei Bei­
sitzer sind Pfarrer; einer der anderen Beisitzer muß 
rechtskundig sein. 

(2) § 54 gilt entsprechend. 

§ 97 
( 1) Der Vorsitzende und die Mitglieder des Senates für 

Amtszucht bei der Vereinigten Kirche werden von der 
Kirchenleitung berufen. 

(2) Richtet sich das Verfahren gegen einen Pfarrer aus 
einer Gliedkirche, für die ein Senat nach § 95 Abs. 2 
nicht besteht, muß ein Beisitzer Pfarrer der Gliedkirche 
sein. Zu diesem Zweck berutt die Kirchenleitung der 
Vereinigten Kirche zu Beginn der Amtsperiode auf Vor­
schlag der Gliedkirchen, für die der Senat der Vereinig„ 
ten Kirche zuständig ist, je einen Pfarrer und Stellver­
treter als Beisitzer. Dieser Pfarrer tritt im gegebenen 
Fall in den Senat ein. 

3. Verfahren vor dem Senat für Amtszucht 

§ 98 
Mit dem Eingang der Berufungsschrift wird das Ver­

fahren bei dem Senat für Amtszucht anhängig. 

§ 99 
Der Vorsitzende des Senates kann die Berufung als 

unzulässig verwerfen, wenn sie nicht form- unq fristge­
recht eingelegt oder sonst unzulässig ist. Gegen den Be­
schluß kann innerhalb von zwei Wochen die Entschei­
dung des Senates angerufen werden. Der Senat entschei­
det durch Beschluß. 

§ 100 
(1) Der Senat für Amtszucht hat die Berufung als un­

zulässig zu verwerfen, wenn sie nicht form- und frist­
gerecht eingelegt oder sonst unzulässig ist. 
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(2) Der Senat hat das Verfahren einzustellen, wenn 
die Voraussetzungen des § 15 vorliegen. 

(3) Sind die Voraussetzungen der Absätze 1 und 2 
nicht gegeben, so entscheidet der Senat in der Sache 
selbst. Er kann die Berufung als unbegründet zurück­
weisen oder das Urteil der Kammer für Amtszucht 
ändern. 

(4) Die Entscheidungen des Senates ergehen nach 
mündlicher Verhandlung durch Urteil, das mit der Ver­
kündung rechtskräftig wird. 

§ 101 

Für das Verfohren vor dem Senat gelten im übrigen 
die Bestimmungen der §§ 56 Abs. 2, 58 bis 74, 75 Abs. 2 
und Abs. 3, 76 Abs. 2 sowie der§§ 77 bis 89 entsprechend. 

3. Unterabschnitt. 

Wiederaufnahme des förmlichen Verfahrens 

§ 102 

(1) Ein rechtskräftig abgeschlossenes förmliches Ver­
fahren kann auf Antrag wieder aufgenommen werden. 

(2) Die Wiederaufnahme ist nur zulässig 
1. wenn neue Tatsachen oder Beweismittel vorge­

bracht werden, die geeignet sind, allein oder in 
Verbindung mit den früheren Feststellungen eine 
andere Entscheidung zu begründen, und der An­
tragsteller nachweist oder glaubhaft macht, daß 
er sie nicht schon in dem abgeschlossenen Ver­
fahren rechtzeitig geltend machen konnte, 

2. wenn ein Mitglied der Kammer oder des Senates 
sich in der Sache einer schweren Verletzung sei­
ner Amtspflicht schuldig gemacht hat, 

3. wenn in der Kammer oder dem Senat ein Mit­
glied bei der Entscheidung mitgewirkt hat, das 
kirchengesetzlich ausgeschlo~:H>en war, sofern nicht 
die Gründe für den gesetzlichen Ausschluß schon 
erfolglos geltend gemac;:ht worden waren oder 
hätten geltend gemacht werden können, 

4. wenn auf eine Maßnahme erkannt worden ist, 
die nach Art oder Höhe in diesem Kirchengesetz 
nicht vorgesehen war. . 

§ 103 

(1) Die Wiederaufnahme kann von der einleitenden 
Stelle, von dem Beschuldigten und von seinem gesetz­
lichen Vertreter beantragt werden. Antragsberechtigt 
sind auch Hinterbliebene, die aus dem Dienstverhältnis 
des Beschuldigten eine Versorgung erhalten würden, 
wenn die angefochtene Entscheidung nicht ergangen 
wäre. 

(2) Der Wiederaufnahmeantrag ist schriftlich an die 
Kammer oder den Senat zu richten, deren Entscheidung 
a,ngefochten wird. Er muß den Wiederaufnahmegrund 
und die Beweismittel bezeichnen. 

(3) Die Antragsberechtigten können Eünen Verteidiger 
bestellen. 

§ 104 

(1) Uber die Zulassung des Antrages entscheidet die 
Kammer oder der Semi.t, deren Entscheidung angefoch­
ten wird. 

(2) Der Antrag ist durch Beschluß zu verw~rfen, wenn 
die ~esetzlichen Voraussetzungen für die Zulassung des 
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Antrages nicht gegeben sind oder der Antrag offen­
sichtlich unbegründet ist. 

(3) Der Beschluß ist dem Antragsteller und dem Ver­
treter der einleitenden Stelle zuzustellen. 

(4) Gegen den Beschluß der Kammer für Amtszucht 
ist die · Beschwerde zulässig, die innerhalb von zwei 
Wochen nach Zustellung bei der Kammer einzulegen ist. 
Hilft diese der Beschwerde nicht ab, so legt sie die Be­
schwerde dem Senat für Amtszucht vor; dieser entschei­
det durch Beschluß endgültig. 

§ 105 
(1) Mit dem Beschluß über die Wiederaufnahme des 

Verfahrens wird die Zuständigkeit de r Kammer be­
gründet, die in dem früheren Verfahren im ersten 
Rechtszuge entschieden hat. Der Vorsitzende oder ein 
von ihm beauftragtes Mitglied nehmen die erforderli­
chen Ermittlungen vor. Die Bestimmungen über das 
Verfahren vor der Kammer für Amtszucht gelten ent­
sprechend. 

(2) Die Entscheidung der Kammer ergeht durch Urteil. 
In ihm wird das frühere Urteil . aufrechterhalten oder 
unter Aufhebung des früheren Urteils anders entschie­
den. Die Bestimmungen des § 75 Abs. 3 und der§§ 89 b]s 
94 gelten entsprechend. 

(3) Die Kammer kann nach Anhörung des Vertreters 
der einleitenden Stelle und des Antragstellers im 
schriftlichen Verfahren entscheiden. 

§ 106 

(1) Das neue Urteil wirkt hinsichtlich der Rechtsstel­
lung des Beschuldigten so, als sei es im Zeitpunkt des 
früheren Urteils an dessen Stelle ergangen. Hätte der 
Beschuldigte nach dem neuen Urteil seine Stellung nicht 
v erloren, so ist ihm auf Antrag nach Maßgabe des Pfarr­
besetzungsrechts eine der früheren Verwendung ange­
messene Stelle zu übertragen. Auf die Nachzahlung von 
Bezügen sind in der Zwischenzeit bezogene Arbeitsein­
künfte und Zahlungen, die aufgrund des früheren Ur­
teils oder der durch das frühere Urteil geschaffenen 
Verhältnisse geleistet worden sind, anzurechnen. 

(2) Bei Freispruch kann die zuständige Stelle auf An­
trag eine Entschädigung nach billigem Ermessen ge-
w ähren. · 

5. Abschnitt 
Gemeinsame Bestimmungen für die Mitglieder 

der Spruchausschüsse, Kammern und Senate 

1. Bestellung 

§ 107 
(1) Die Amtszeit de r Spruchausschüsse, der Kammern 

und der Senate für Amtszucht beträgt sechs Jahre. 
(2) Für die Mitglieder sind Stellvertreter zu bestellen. 
(3) Die Mitglieder und Stellvertreter müssen zu kirch­

lichen Ämtern wählbar sein. 

2. Verpflichtung 

§ 108 
Die Mitglieder der Spruchausschüsse, der Kammern 

und der Senate für Amtszucht sind an Schrift und Be­
kenntnis und an Recht und Gesetz gebunden. Sie füh­
ren ihr Amt in richterlicher Unabhängigkeit. Die Ver-

einigte Kirche und die Gliedkirchen regeln die Zustän­
digkeit zur Abnahme der Verpflichtung. 

3. Ausschluß von der Mitwirkung 

§ 109 
Von der Mitwirkung in den Spruchausschüssen, Kam­

mern und Senaten sind vorbehaltlich weiterer kirchen­
gesetzlicher Regelung durch die Gliedkirchen ausge­
schlossen: 

1. wer Ehegatte oder Vormund des beschuldigten 
Pfarrers ist oder gewesen ist, 

2. wer mit dem beschuldigten Pfarrer in gerader 
Linie verwandt, verschwägert, durch Annahme 
an Kindes Statt verbunden, in der Seitenlinie bis 
zum dritten Grade verwandt oder bis zum zwei­
ten Grade verschwägert ist, auch wenn die Ehe, 
durch welche die Schwägerschaft begründet ist, 
nicht mehr besteht, 

3. wer in dem Amtszuchtverfahren als Zeuge oder 
Sachverständiger vernommen ist, als Unter­
suchungsführer oder Vertreter der einleitenden 
Stelle tätig gewesen ist, oder als Mitglied des 
Spruchausschusses oder der Kammer mitgewirkt 
hat. 

4. Ablehnung wegen Besorgnis der Befangenheit 

§ 110 
(1) Die einleitende Stelle und der Pfarrer (Beschul­

digte) können ein Mitglied wegen Besorgnis der Befan­
genheit ablehnen, wenn ein Grund vorliegt, der geeig­
net ist, Zweifel an seiner Unparteilichkeit zu rechtfer­
tigen. 

(2) Aus dem gleichen Grunde kann sich ein Mitglied 
selbst für befangen erklären. 

§ 111 

Uber den Ausschluß nach § 109, die Ablehnung nach 
§ 110 Abs. 1 und die Erklärung nach § 110 Abs. 2 ent­
scheidet die Stelle (Spruchausschuß, Kammer oder Se­
nat), der das Mitglied angehört; dabei wirkt anstelle 
dieses Mitgliedes ein Ste llvert reter mit. Der Beschluß 
ist unanfechtbar. 

5. Ende der Mitgliedschaft 

§ 112 

(1) Die Mitgliedschaft endet: 
a) wenn die rechtlichen Voraussetzungen der Be­

stellung w eggefallen sind (§ 107 Abs. 3), 
b) wenn ein Mitglied sein Amt niederlegt, 
c) wenn ein Mitglied wegen körperlicher oder gei­

stiger Gebrechen zur Ausübung seines Amtes 
nicht mehr in der Lage ist. 

(2) Auf Antrag der Stelle, die das Mitglied ernannt 
hat, stellt der zuständige Senat für Amtszucht fest, daß 
die Mitgliedschaft beendet ist. 

6. Beratung und Abstimmung 

§ 113 

(1) Entscheidungen werden mit einfacher Mehrheit 
getroffen. Auf Entfernung aus dem Dienst kann nur mit 



einer Mehrheit von vier Stimmen erkannt werden; kein 
Mitglied darf sich der Stimme enthalten. 

(2) An der Beratung und Abstimmung dürfen nur die 
zur Entscheidung berufenen Mitglieder teilnehmen. 
Außerdem darf ein nach Maßgabe kirchengesetzlicher 
Regelung zugezogener Hilfsberichterstatter zugegen 
sein. Uber den Hergang der Beratung und Abstimmung 
haben alle Beteiligten Stillschweigen zu bewahren. 

6. Abschnitt. Kosten 

1. Kosten der Amtszuchtverfügung 

§ 114 

(1) Für die Amtszuchtverfügung werden Kosten nicht 
erhoben. 

(2) Die Kosten des Beschwerdeverfahrens können dem 
Pfarrer auferlegt werden, wenn die Beschwerde zurück­
gewiesen wird. 

Kosten im Spruchverfahren 

§ 115 

(1) Im Spruchverfahren werden Kosten nicht erhoben. 

(2) Ist im Spruchverfahren die Haltlosigkeit der Be­
schuldigungen festgestellt oder ist das Verfahren einge­
stellt worden, weil es nicht rechtswirksam eingeleitet 
worden war oder die Voraussetzungen für die Einlei­
tung nicht vorlagen (§ 15 Abs. 1), so sind dem Pfarrer 
seine notwendigen Auslagen zu erstatten. Ist das Ver­
fahren aus anderen Gründen eingestellt worden oder 
ist eine Verletzung der Amtspflicht nicht nachweisbar, 
so kann der Spruchausschuß bestimmen, daß dem Pfar­
rer seine notwendigen Auslagen ganz oder teilweise zu 
erstatten sind. 

3. Kosten im förmlichen Verfahren 

§ 116 

(1) Im förmlichen Verfahren können die Kosten dem 
3eschuldigten ganz oder teilweise auferlegt werden, 
wenn er verurteilt wird. 

(2) Wird der Beschuldigte freigesprochen, weil eine 
Verletzung der Amtspflicht nicht vorliegt, so ist im Ur­
:eil zu bestimmen, daß ihm die notwendigen Auslagen 
m erstatten sind. Wird der Beschuldigte freigesprochen, 
Neil eine Verletzung der Amtspflicht nicht erwiesen ist, 
;o kann im Urteil Entsprechendes bestimmt werden. 

§ 117 

(1) Wird das förmliche Verfahren eingestellt, weil es 
licht rechtswirksam eingeleitet worden war oder die 
voraussetzungen für die Einleitung nicht vorlagen(§ 15 
!\bs. 1), so trägt die Kosten die Kirche, die das Ver­
·ahren eingeleitet hat. Dem Beschuldigten sind seine 
10twendigen Auslagen zu erstatten. 

(2) Wird das förmliche Verfahren aus anderen Grün­
len eingestellt, so können dem Beschuldigten die Kosten 
ranz oder teilweise auferlegt und ihm seine notwendi­
ren Auslagen ganz oder teilweise erstattet werden. 

(3) Die Entscheidungen nach den Absätzen 1 und 2 
ind in der Entscheidung über die Einstellung zu treffen. 
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§ 118 
(1) Hat der Beschuldigte ein Rechtsmittel erfolglos ein­

gelegt oder es wieder zurückgenommen, so können ihm 
die dadurch entstandenen Kosten auferlegt werden. 

(2) Sind dem Beschuldigten infolge eines Rechtsmit­
tels, das die einleitende Stelle erfolglos eingelegt oder 
zurückgenommen hat, notwendige Auslagen erwachsen, 
so ist anzuordnen, daß ihm diese zu erstatten sind. 

(3) Die Bestimmungen der Absätze 1 und 2 gelten für 
das Wiederaufnahmeverfahren entsprechend. 

4. Gemeinsame Bestimmungen 

§ 119 
(1) Zu den Kosten des Verfahrens gehören: 

a) Fahrtauslagen, Tage- und Ubernachtungsgelder 
des Untersuchungsführers und seines erforder­
lichen Hilfspersonals sowie des Vertreters der 
einleitenden Stelle während der Untersuchung, 

b) die Entschädigung der Zeugen und Sachverstän­
digen, 

c) die Aufwendungen für Ladungen und Zustellun­
gen sowie für die Beschaffung von .Urkunden und 
sonstigem Beweismaterial. 

(2) Erstattungsfähige Auslagen können sein: 
a) die dem Pfarrer (Beschuldigten) erwachsenen tat­

sächlichen Aufwendungen, 
b) eine angemessene Entschädigung für den vom 

Pfarrer (Beschuldigten) hinzugezogenen Beistand 
oder Verteidiger. 

§ 120 
(1) Uber die Kosten im förmlichen Verfahren, die der 

Beschuldigte oder im Wiederaufnahmeverfahren der 
sonstige Antragsteller zu tragen hat, und über die Aus­
lagen, die ihm zu erstatten sind, ergeht ein Kostenbe­
scheid der Geschäftsstelle, der ihm zuzustellen ist. 

(2) Gegen den Kostenbescheid ist innerhalb von zwei 
Wochen nach Zustellung Beschwerde an den Vorsitzen­
den der Kammer für Amtszucht zulässig; dieser entschei­
det endgültig. 

(3) Kosten, die dem Beschuldigten auferlegt sind, 
können von seinen Dienstbezügen einbehalten werden. 

7. Abschnitt. Zustellung, Fristen, Wiedereinsetzung 

1. Zustellung 

§ 121 

Schriftstücke können zugestellt werden 
1. · durch Ubergabe an den Empfänger gegen Emp­

fangsschein; verweigert der Empfänger die An­
nahme des Schriftstückes oder das Ausstellen des 
Empfangsscheines, so gilt das Schriftstück mit der 
Weigerung als zugestellt, wenn darüber eine 
Niederschrift gefertigt und zu den Akten genom­
men ist, 

2. durch eingeschriebenen Brief mit Rückschein, 
3. durch Postzustellung mit Zustellungsurkunde, 
4. durch Bekanntmachung im kirchlichen Amtsblatt, 

wenn der Aufenthalt des Empfängers nicht zu er­
mitteln ist, 

5. an Behörden und sonstige kirchliche Dienststellen 
auch durch Vorlegen der Akten mit der Urschrift 
des zuzustellenden Schriftstückes; der Empfänger 
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hat den Tag, an dem ihm die Akten vorgelegt 
werden, darin zu vermerken. 

§ 122 

Mit der Zustellung von Entscheidungen ist eine ein­
gehende Belehrung über die zulässigen Rechtsmittel zu 
verbinden. 

2. Fristen, Wiedereinsetzung in den vorigen Stand 

§ 123 

(1) Eine nach Wochen oder Monaten bemessene Frist 
endet mit Ablauf des Tages der letzten Woche oder des 
Monats, der durch seine Benennung oder Zahl dem Tage 
entspricht, an dem die Frist begonnen hat. 

(2) Fällt das Ende einer Frist auf einen Sonntag oder 
auf einen allgemeinen oder kirchlichen Feiertag,· so 
endet die Frist mit Ablauf des nächstfolgenden Werk­
tages. 

§ 124 
(1) Wird eine Frist versäumt, so ist Wiedereinsetzung 

in den vorigen Stand zu gewähren, wenn der Antrag­
steller durch Naturereignisse oder andere unabwend­
bare Zufälle an der Einhaltung der Frist verhindert war. 
Als unabwendbarer Zufall ist es anzusehen, wenn der 
Antragsteller von einer Zustellung ohne sein Verschul­
den keine Kenntnis erlangt hat. 

(2) Der Antrag auf Wiedereinsetzung in den vorigen 
Stand ist binnen zwei Wochen nach Beseitigung des Hin­
dernisses bei der Stelle, bei der die Frist wahrzunehmen 
gewesen wäre, unter Angabe und Glaubhaftmachung 
der Versäumnisgründe zu stellen. Zugleich ist die ver­
säumte Handlung nachzuholen. 

(3) Uber den Antrag entscheidet die Stelle, die zur 
Entscheidung in der Sache selbst berufen gewesen wäre, 
endgültig. 

(4) Durch den Antrag wird die Vollstreckung einer 
Entscheidung nicht gehemmt; es kann jedoch ein Auf­
schub der Vollstreckung angeordnet werden. 

8. Abschnitt 

Vorläufige Dienstenthebung im Amtszuchtverfahren 

§ 125 

(1) Die einleitende Stelle kann einen Pfarrer vorläufig 
des Dienstes entheben, ihm die öffentliche Wortverkün­
digung und die Sakramentsverwaltung sowie die Vor­
nahme von Amtshandlungen ganz oder teilweise unter­
sagen, wenn ein Amtszuchtverfahren gegen ihn einge­
leitet wird oder eingeleitet worden ist. 

(2) Im förmlichen Verfahren kann die einleitende 
Stelle, wenn nach der Schwere des Tatbestandes ange­
nommen werden kann, daß auf Entfernung aus dem 
Dienst erkannt werden wird, mit oder nach der vorläufi­
gen Dienstenthebung anordnen, daß ein Teil der jewei­
ligen Dienstbezüge des Pfarrers, höchstens aber die 
Hälfte, einbehalten wird. Bei Pfarrern im Warte- oder 
Ruhestand kann angeordnet werden, daß bis zu einem 
Drittel des Wartegeldes oder Ruhegehaltes einbehalten 
wird. 

(3) Die einleitende Stelle kann ihre Maßnahmen jeder­
zeit ändern oder wieder aufheben. Sie ist nach einem 
Urteil der Kammer für Amtszucht verpflichtet, ihre Maß­
nahmen zu überprüfen. 

(4) Die eingeleiteten Maßnahmen treten mit dem 
rechtskräftigen Abschluß des Verfahrens außer Kraft. 

§ 126 

(1) Die nach § 125 Abs. 2 einbehaltenen Beträge ver­
fallen, wenn rechtskräftig auf Entfernung aus dem 
Dienst erkannt oder wenn das Verfahren eingestellt 
wird, weil ein Umstand eingetreten ist, der den Wegfall 
aller Dienstbezüge ohnehin zur Folge hat. Das gilt nicht 
für den Fall, daß der Beschuldigte vor dem rechtskräfti­
gen Abschluß des Verfahrens stirbt. 

(2) Verfallen die einbehaltenen Beträge nicht, so sind 
sie nachzuzahlen, sobald das Verfahren rechtskräftig ab­
geschlossen ist oder die einleitende Stelle es eingestellt 
hat. Die Kosten des förmlichen Verfahrens, die de_r Be­
schuldigte zu tragen hat, können abgezogen werden. 

9. Abschnitt. Begnadigung 

§ 127 

(1) Im Gnadenwege können im Amtszuchtverfahren 
getroffene Maßnahmen gemildert oder erlassen werden. 
Bei Entfernung aus dem Dienst kann im Gnadenwege 
ein Unterhaltsbeitrag gewährt werden. 

(2) Das Begnadigungsrecht steht der Kirche zu, in der 
das Verfahren eingeleitet worden ist. Eine andere Kirche 
kann im Amtszuchtverfahren getroffene Maßnahmen im 
Gnadenwege mildern oder e rlassen, wenn die Kirche, 
in der das Verfahren eingeleitet worden ist, nicht wider­
spricht; im Falle des Widerspruchs ist die Entscheidung 
der Bischofskonferenz der Vereinigten Kirche einzu­
holen. 

Dritter Teil 

Amtszuchtverfahren gegen andere Ordinierte 

§ 128 

Verletzt ein Ordinierter, der aus dem Dienstverhält­
nis als Pfarrer entlassen wurde, aber weiterhin der bis­
herigen Amtszucht untersteht (§ 94 Abs. 2 des Pfarrer­
gesetzes), die Amtspflicht, so sind die Bestimmungen 
dieses Kirchengesetzes entsprechend anzuwenden. Da­
bei sind die besonderen dienstrechtlichen Verhältnisse 
zu berücksichtigen. Statt auf Entfernung aus dem Dienst 
kann auf Aberkennung der nach § 94 Abs. 1 des Pfarrer­
gesetzes belassenen Rechte erkannt werden. 

§ 129 

(1) Einern Ordinierten, der auf ein in der Evangeli­
schen Kirche in Deutschland geltendes Bekenntnis ver­
pflichtet ist, einer Gliedkirche der Vereinigten Kirche als 
Glied angehört und keiner anderen kirchlichen Amts­
zucht unterstellt ist, kann durch die Gliedkirche eine 
Warnung oder ein Verweis erteilt werden, wenn er sich 
Verfehlungen hat zuschulden kommen lassen, die bei 
einem Pfarrer eine Amtspflichtverletzung darstellen 
würden. Die Gliedkirche kann ihm das Recht zur öffent­
lichen Wortverkündigung und zur Sakramentsverwal­
tung wegen Verfehlungen aberkennen, die bei einem 
Pfarrer zur Entfernung aus dem Dienst führen würden. 
Für das Verfahren gilt dieses Kirchengesetz entspre­
chend mit der Maßgabe, daß ein Spruchverfahren nicht 
stattfindet. 

(2) Das Verfahren ist einzustellen, wenn der Ordi­
nierte auf das Recht zur öffentlichen Wortverkündigung 



und zur Sakramentsverwaltung verzichtet. Der Verzicht 
ist der Gliedkirche schriftlich zu erklären. Mit dem Ver­
zicht gehen auch das Recht zur Führung der Amtsbe­
zeichnung und etwaiger kirchlicher Titel sowie das Recht 
zum Tragen der Amtskleidung verloren. 

Vierter Teil 

Amtszuchtverfahren gegen Kirchenbeamte 

1. Allgemeines 

§ 130 
Dieses Kirchenges~tz gilt nach Maßgabe der folgen­

den besonderen Bestimmungen sinngemäß für die Kir­
chenbeamten auf Lebenszeit und auf Zeit. Wer Kirchen­
beamter ist, bestimmt das Recht der Vereinigten Kirche 
und der Gliedkirchen. 

§ 131 
Der Kirchenbeamte verletzt die Amtspflicht, wenn er 

schuldhaft die Obliegenheiten verletzt oder Aufgaben 
v ernachlässigt, die sich aus seinem Dienst- und Treue­
verhältnis zur Kirche ergeben, insbesondere wenn er 
gegen die kirchliche Ordnung verstößt oder sich inner­
halb oder außerhalb seines Dienstes in seinem Wandel 
nicht so verhält, wie es seinem Amt und Stand gebührt. 

§ 132 

Im Amtszuchtverfahren gegen einen Kirchenbeamten 
muß im Spruchausschuß, in der Kammer für Amtszucht 
und im Senat für Amtszucht einer der Beisitzer Kirchen­
beamter sein. 

2. Besondere Bestimmungen für das Spruchverfahren 

§ 133 

Im Spruchverfahren kann sich der Kirchenbeamte 
auch des Beistandes eines Kirchenbeamten bedienen. 

§ 134 

Der Rat nach § 28 Abs. 1 Buchst. d kann nur dahin er­
teilt werden, daß sich der Kirchenbeamte auf eine Stelle 
mit gleichen Dienstbezügen und entsprechender Amts­
bezeichnung versetzen läßt. Die Annahme eines 
Spruche mit diesem Rat steht einer Zustimmung zur 
Versetzung gleich. 

3. Besondere Bestimmungen für das förmliche 

Verfahren 

§ 135 

(1) Hat der Kirchenbeamte die Amtspflicht verletzt, 
kann die Kammer für Amtszucht erkennen auf 

a) Warnung, 
b) Verweis, 
c) Geldbuße, 
d) Gehaltskürzung, 
e) Versagen des Aufsteigens im Gehalt, 
f) Versetzung auf eine andere Stelle, 
g) Amtsenthebung unter Versetzung in den Warte­

stand, 
h) Amtsenthebung unter Versetzung in den Ruhe­

stand, 
i) Entfernung aus dem Dienst. 
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(2) Bei Kirchenbeamten im Warte- oder Ruhestand 
kann erkannt werden auf 

a) Warnung, 
b) Verweis, 
c) Geldbuße, 
d) Kürzung des Wartegeldes oder Ruhegehaltes, 
e) Versetzung in den Ruhestand oder Entfernung 

aus dem Dienst, wenn sich der Kirchenbeamte im 
Wartestand befindet, 

f) Aberkennung des Ruhegehaltes. 
(3) Soweit nicht . auf Entfernung aus dem Dienst er­

kannt wird, kann die Kammer für Amtszucht bis auf die 
Dauer von fünf Jahren 

a) dem Beschuldigten die Ausübung von Neben­
tätigkeiten untersagen, die mit der gewissenhaf­
ten Erfüllung seiner Dienstpflichten nicht zu ver­
einbaren sind; 

b) dem Beschuldigten die Wahrnehmung bestimm­
ter Aufgaben verbieten; 

c) dem Beschuldigten, wenn er ordiniert ist und sich 
im Warte- oder Ruhestand befindet oder gegen 
ihn auf Amtsenthebung erkannt wird, die öffent­
liche Wortverkündigung und die Sakraments­
verwaltung sowie die Vornahme von Amtshand­
lungen ganz oder teilweise untersagen. 

(4) Die Gliedkirchen können für ihren Bereich die 
Maßnahmen der Geldbuße . und der Gehaltskürzung 
durch Kirchengesetz ausschließen. 

§ 136 

Wird auf Versagen des Aufsteigens im Gehalt er­
kannt, so ist die Dauer des Verbleibens in der bisheri­
gen Dienstaltersstufe im Urteil zu bestimmen. Während 
dieses Zeitraums darf der Kirchenbeamte nicht befördert 
werden. 

§ 137 

(1) Wird auf Versetzung erkannt, so kann der Kir­
chenbeamte ohne seine Zustimmung auch auf eine Stelle 
bei einem anderen kirchlichen Dienstherrn seiner Kirche 
versetzt werden. 

(2) Im Urteil ist auszusprechen, ob der Kirchenbeamte 
auf eine Stelle mit gleichem oder geringerem Endgrund­
gehalt seiner Laufbahn versetzt wird. 

(3) Spricht die Kammer die Versetzung auf eine Stelle 
mit geringerem Endgrundgehalt aus, so verliert der 
Kirchenbeamte das Recht, die bisherige Amtsbezeich­
nung zu führen. Die Kammer bestimmt die neue Besol­
dungsgruppe und Dienstaltersstufe. Vor Ablauf von 
fünf Jahren nach Rechtskraft des Urteils darf der Kir­
chenbeamte nicht befördert werden. 

§ 138 

Bei Entfernung aus dem Dienst verliert der ordinierte 
Kirchenbeamte auch das Recht zur öffentlichen Wortver­
kündigung und zur Sakramentsverwaltung sowie das 
Recht, die Amtstracht des Pfarrers zu tragen. 

§ 139 

Die Aberkennung des Ruhegehalts nach § 135 Abs. 2 
Buchst. f hat den Verlust sämtlicher Ansprüche aus dem 
Dienstverhältnis einschließlich des Anspruchs auf Ver­
sorgung und Hinterbliebenenversorgung sowie des 
Rechts auf Führung der Amtsbezeichnung zur Folge. Die 
Bestimmungen der §§ 89 und 138 gelten entsprechend. 
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Fünfter Teil 

Ubergangs- und Schlußbestimmungen 

§ 140 
(1) Die Vereinigte Kirche und die Gliedkirchen treffen 

je für ihren Bereich die für die Anwendung dieses 
Kirchengesetzes erforderlichen Bestimmungen. 

(2) Die Bestimmungen der Vereinigten Kirche erläßt 
die Kirchenleitung durch Rechtsverordnung. Für Verein­
barungen der Vereinigten Kirche über die gemeinsame 
Bildung des Spruchausschusses und der Kammer für 
Amtszucht ist die Kirchenleitung zuständig. 

(3) Die Gliedkirchen erlassen ihre Bestimmungen nach 
vorheriger Fühlungnahme mit der Kirchenleitung der 
Vereinigten Kirche. 

§ 141 
(1) § 140 dieses Kirchengesetzes tritt mit der Verkün­

dung in Kraft. Im übrigen tritt dieses Kirchengesetz am 
1. Januar 1967 in Kraft; die Gliedkirchen können für 
ihren Bereich einen früheren Zeitpunkt des Inkrafttre­
tens bestimmen. 

(2) Dieses Kirchengesetz gilt für alle Amtszuchtver­
fahren, die nach seinem Inkrafttreten eingeleitet wer­
den ohne Rücksicht auf den Zeitpunkt, zu dem die Ver­
letzung der Amtspflicht begangen worden ist, wenn 
diese nach dem bisherigen Recht Gegenstand eines Dis­
ziplinarverfahrens hätte sein können. 

(3) Verfahren, die vor dem Inkrafttreten dieses Kir­
chengesetzes eingeleitet wurden, werden nach dem bis­
herigen Recht durchgeführt. 

H a n n o v e r , den 7. Juli 1965 

Der Leitende Bischof 

D. Lilje 

2. Kirchengesetz über die Anwendung des Kirchen­
gesetzes über die Amtszucht (Amtszuchtgesetz) der 

Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche 
Deu tscQ.lands 

Gemäß § 140 des Kirchengesetzes über die Amtszucht 
der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche 
Deutschlands vom 7. Juli 1965 (Abi. VELKD, Band II, 
Stück 9, Seite 182) ergeht folgendes Gesetz über die 
Anwendung des Amtszuchtgesetzes (Anwendungs­
gesetz): 

Artikel 1 

Das Amtszuchtgesetz der Vereinigten Evangelisch­
Lutherischen Kirche Deutschlands vom 7. Juli 1965 ist 
ab 1. Januar 1967 im Bereich der Evangelisch-lutheri­
schen Kirche im Hamburgischen Staate nach Maßgabe 
folgender Bestimmungen anzuwenden: 
1. Zu § 2: Das Amtszuchtgesetz findet Anwendung auf 

Pfarrvikarinnen. Bei Amtspflichtverletzungen von 
Hilfsgeistlichen (Beamte auf Probe) wird das Amts­
zuchtgesetz in der Weise angewendet, daß einer Ent­
lassung aus disziplinarischen Gründen ein förmliches 
Untersuchungsverfahren vorauszugehen hat. 

2. Zu § 10: Zuständige Stelle ist der Kirchenrat. 
Einleitende Stelle ist der Kirchenrat. 
Der Kirchenrat kann die erforderlichen Ermittlungen 
einem Ausschuß übertragen. 

3. Zu § 13 (3): Der Kirchenrat entscheidet gleichzeitig 
darüber, ob und in welcher Höhe dem Pastor die ihm 
durch die Ermittlungen entstandenen notwendigen 
Auslagen zu ersetzen sind. 

4 Zu den §§ 19 und 132: Der Spruchausschuß besteht 
aus einem Hauptpastor als Obmann, einem Pastor 
und einer rechtskundigen Person, die von der Synode 
für die Dauer von 6 Jahren gewählt werden. 
Im Spruchverf ahren gegen einen Kirchenbeamten, 
mit Ausnahme der Mitglieder des Landeskirchen­
amtes, tritt an die Stelle des Pastors als Beisitzer ein 
Kirchenbeamter, den die Synode für die Dauer von 
6 Jahren wählt. 
Für den Obmann und die Beisitzer ist je ein Stell­
vertreter zu bestellen. 

5. Zu§ 53: Kammer für Amtszucht ist die durch Vertrag 
zur Bildung einer gemeinsamen Kammer für Amtszucht 
zwischen der Evangelisch-Lutherischen Landeskirche 
Schleswig-Holsteins, .der Evangelisch-lutherischen 
Kirche im Hamburgischen Staate, der Evangelisch­
lutherischen Kirche in Lübeck und der Evangelisch­
L utherischen Landeskirche Eutin vom 28. September 
1966 gebildete Kammer für Amtszucht. 

6. Zu § 108: Die Mitglieder des Spruchausschusses wer­
den vom Bischof verpflichtet. Sie erhalten über die 
erfolgte Verpflichtung eine Urkunde. 

7. Zu § 109: Die Mitglieder des Kirchenrates und des 
Landeskirchenamtes sind von der Mitwirkung im 
Spruchausschuß ausgeschlossen. 

8. Zu § 127 (2): Das Begnadigungsrecht steht dem 
Bischof zu. 

Artikel 2 

Mit dem Inkrafttreten des Amtszuchtgesetzes treten 
das Gesetz betr. das Disziplinarverfahren bei Amtsver­
gehen von Geistlichen der Evangelisch-lutherischen 
Kirche im Hamburgischen Staate (Disziplinargesetz für 
Geistliche) in der Fassung des Änderungsgesetzes vom 
20. 2. 1958 und das Kirchliche Gesetz betr. die Dienst­
strafordnung bei Amtsvergehen von nichtgeistlichen 
Beamten der Evangelisch-lutherischen Kirche im Ham­
burgischen Staate (Dienststrafgesetz für Beamte) in der 
Fassung des Änderungsgesetzes vom 20. 2. 1958 außer 
Kraft. 

Mit dem gleichen Zeitpunkt endet die Amtszeit der 
Disziplinarkammer, des Disziplinarhofes, der Dienst­
strafkammer und des Dienststrafhof es. 

Artikel 3 

Dem in Art. 1 Ziffer 5 genannten Vertrage zur Bildung 
einer gemeinsamen Kammer für Amtszucht vom 28. 
September 1966 wird zugestimmt. Der Vertrag wird als 
Anlage zu diesem Gesetz veröffentlicht. 

Artikel 4 

Dieses Gesetz tritt zugleich mit dem Amtszuchtgesetz 
am 1. Januar 1967 in Kraft. 

Hamburg, den 24. Oktober 1966 

Der Kirchenrat 

D. Wölber 

Präsident 



Anlage 

Vertrag zur Bildung einer gemeinsamen Kammer 
für Amtszucht 

Die Evangelisch-Lutherische Landeskirche Schleswig­
Holsteins, vertreten durch ihre Kirchenleitung, 

die Evangelisch-Lutherische Kirche im Hamburgischen 
Staate, vertreten durch den Präsidenten des Kirchen­
rates, 

die Evangelisch-lutherische Kirche in Lübeck, vertre­
ten durch ihre Kirchenleitung, und 

die Evangelisch- Lutherische Landeskirche Eutin, ver­
treten durch den Landeskirchenrat, 
schließen folgenden Vertrag: 

Artikel 1 

Die vertragschließenden Kirchen bilden gemäß § 52 
des Amtszuchtgesetzes der Vereinigten Evangelisch­
Lutherischen Kirche Deutschlands vom 1. Juli 1965 eine 
gemeinsame Kammer für Amtszucht. Die Kammer führt 
die Bezeichnung „Kammer für Amtszucht der evange­
lisch-lutherischen Kirchen in Schleswig-Holstein und 
Hamburg". 

Artikel 2 

(1) Der Vorsitzende und die Beisitzer sowie deren 
Stellvertreter werden von den Kirchenleitungen der 
vertragschließenden Kirchen gemeinsam bestellt. 

(2) Die Mitglieder der Kammer für Amtszucht und de­
ren Stellvertreter werden wie folgt vorgeschlagen: 

a) der Vorsitzende, 
ein beisitzender Pastor, 
ein beisitzender Kirchenbeamter (Artikel 3), 
der Stellvertreter des beisitzenden Kirchen­
beamten, 
der Stellvertreter des weiteren Beisitzers durch 
die Evangelisch-Lutherische Landeskirche Schles­
wig-Holsteins, 

b) ein beisitzender Pastor, 
der rechtskundige Beisitzer, der den Vorsitzen­
den vertritt, 
der Stellvertreter eines beisitzenden Pastors 
durch die Evangelisch-lutherische Kirche im Ham­
burgischen Staate, 

c) ein weiterer Beisitzer, 
der Stellvertreter eines beisitzenden Pastors, 
der Stellvertreter des rechtskundigen Beisitzers 
durch die Evangelisch-lutherische Kirche in Lü-

beck und die Evangelisch-Lutherische Landeskir­
che Eutin gemeinsam. 

(3) Mitglieder der Kirchenleitungen und der obersten 
Verwaltungsbehörden der vertragschließenden Kirchen 
dürfen nicht bestellt werden. Werden gegen einen Vor­
geschlagenen von einer vertragschließenden Kirche Be­
denken erhoben, so ist ein neuer Vorschlag zu machen. 

(4) Die Bestellungsurkunden überreicht der Vorsit­
zende der Kirchenleitung der Evangelisch-Lutherischen 
Landeskirche Schleswig-Holsteins im Namen der ver­
tragschließenden Kirchen; er nimmt zugleich die Ver­
pflichtung vor. 

Artikel 3 

(1) Im Verfahren gegen einen Kirchenbeamten tritt 
der beisitzende Kirchenbeamte (§ 132 des Amtszuchtge-
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setzes) an die Stelle des im Lebensalter jüngeren beisit­
zenden Pastors. 

(2) Im Verfahren gegen einen Kirchenbeamten des hö­
heren Dienstes, der Mitglied einer obersten kirchlichen 
Verwaltungsbehörde ist, ist beisitzender Kirchenbeam­
ter ein Kirchenbeamter des höheren Dienstes, der einer 
obersten kirchlichen Verwaltungsbehörde einer anderen 
Gliedkirche der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen 
Kirche Deutschlands angehört. 

Die Evangelisch-lutherische Landeskirche Hannovers 
wird um Vorschläge gebeten. 

Artikel 4 

Maßgebend für das Verfahren sind die Disziplinarge­
setze derjenigen Landeskirche, in deren Dienst der Be­
schuldigte steht. 

Artikel 5 

Der Vorsitzende der Kammer für Amtszucht bestellt 
als Schriftführer einen Kirchenbeamten einer der Ver­
waltungsbehörden der vertragschließenden Kirchen. 

Artikel 6 

Unkosten, die den Mitgliedern der Kammer für Amts­
zucht entstehen, werden ihnen nach Grundsätzen erstat­
tet, die die vertragschließenden Kirchen besonders ver­
einbaren. 

Artikel 1 

Die Kosten der Kammer für Amtszucht, soweit es sich 
nicht um Verfahrenskosten handelt, tragen die vertrag­
schließenden Kirchen nach Maßgabe des Umlageschlüs­
sels der EKD. 

Artikel 8 

Senat für Amtszucht ist der von der Vereinigt~n Evan­
gelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands gebildete Se­
nat für Amtszucht. 

Artikel 9 

Dieser Vertrag tritt am 1. Januar 1967 in Kraft. 

3. Haushaltsplan der Evangelisch-lutherischen Kirche 
im Hamburgischen Staate für das Rechnungsjahr 

1967 und 1968. 

Die Synode hat in ihrer Sitzung vom 24./25. Novem­
ber 1966 bei gleichzeitiger Genehmigung des Stellen­
planes den Haushaltsplan der Evangelisch-lutherischen 
Kirche im Hamburgischen Staate für das Rechnungsjahr 
1967 und 1968 (1. Januar 1967 bis 31. Dezember 1968) in 
Einnahme und Ausgabe auf 

DM 103 440 000,-
festgestellt. 

Hamburg, den 5. Dezember 1966 

Der Kirchenrat 

D. Wölber 

Präsident 
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II. Von der Synode 

Beschlüsse der 11. Sitzung der Zweiten Synode 
am 24./25. November 1966 

Die Synode hat den Haushaltsplan der Evangelisch­
lutherischen Kirche im Hamburgischen Staate für die 
Jahre 1967 und 1968 verabschiedet. 

Die Synode hat den Kirchenrat um die Vorlage einer 
Verordnung über die anteilige Erstattung von Erträg­
nissen aus den Kindergärten durch die Kirchengemein­
den (Einnahme-Titel 405) bis zum 1. Juli 1967 gebeten. 

Ferner hat die Synode den Kirchenrat gebeten, die Ge­
meinden aufzufordern, die Abrechnungen der Gemein­
depflegen zu einem vom Kirchenrat vorgesehenen Ter­
min einzureichen. 

Die Synode hat den Kirchenrat weiter gebeten, auch 
in Zukunft den Bau von Alten- und Pflegeheimen durch 
Bewilligung von Darlehen an die Kirchengemeinden in 
angemessener Höhe zu ermöglichen. 

III. Verwaltungsanordnungen 

Abrechnung der Gemeindepflegen 
für das Jahr 1966 

Der Kirchenrat fordert in Ausführung des Synoden-

beschlusses vom 24. / 25. November 1966 die Kirchen­
gemeinden auf, bis zum 15. Februar 1967 eine Abrech­
nung der Gemeindepflege für das Jahr 1966 vorzulegen. 

IV. Aus der kirchlichen Arbeit 

V. Personalien 

Durch das Urteil des Verfassungs- und Verwaltungs­
gerichts der VELKD ist der Beschluß des Kirchenrates 
vom 5. April 1965, in dem festgestellt . wurde, daß Ober­
kirchenrat Georg Daur mit Ablauf des Kalendermonats 
in den Ruhestand tritt, in dem er das 65. Lebensjahr 
vollendet hat, aufgehoben worden. Oberkirchenrat Daur 
hat nunmehr den aktiven Dienst wieder aufgenommen. 

1. Ausschreibungen 

2. Wahlen, Berufungen und Einführungen 

Der Kirchenvorstand der Evangelisch-lutherischen 
Matthäusgemeinde zu Hamburg-Winterhude wählte 
Pastor Dr. Wolfram Conrad zum Pastor der Gemeinde. 

Der Kirchenrat hat die Wahl genehmigt und Pastor Dr. 
Conrad zum 1. November 1966 in dieses Amt berufen. 

Pastor Dr. Conrad wurde am 27. November 1966, 1. 
Sonntag im Advent, durch Hauptpastor Malsch in sein 
Amt eingeführt. Hauptpastor Malsch legte seiner Ein­
führungsansprache Jes. 40, 3 + 10 zugrunde. Pastor Dr. 
Conrad predigte über Matth. 21, 1- 5. 

Der Kirchenvorstand der Evangelisch-lutherischen 
Kirchengemeinde St. Stephanus wählte Pastor Erich 
Maatz zum Pastor der Gemeinde. 

Der Kirchenrat hat die Wahl genehmigt und Pastor 
Maatz zum 1. Juli 1966 in dieses Amt berufen. 

Pastor Maatz wurde am 4. Dezember 1966, 2. Sonntag 
im Advent, durch Senior D. Harms in sein Amt einge-

führt. Senior D. Harms legte seiner Einführungsanspra­
che Ps. 80, 3 + 4 und Ps. 18, 29 + 30 zugrunde. Pastor 
Maatz predigte über Luk. 21, 25- 36. 

Der Kirchenvorstand der Evangelisch-lutherischen 
Kirchengemeinde St. Johannis-Harvestehude wählte 
Hilfsprediger Pastor Martin Hennig zum Pastor der Ge­
meinde. 

Der Kirchenrat hat die Wahl genehmigt und Pastor 
Hennig zum 1. November 1966 in dieses Amt berufen. 

Pastor Hennig wurde am 4. Dezember 1966, 2. Sonntag 
im Advent, durch Hauptpastor Dr. Dr. Seifert in sein 
Amt eingeführt. Hauptpastor Dr. Dr. Seifert legte seiner 
Einführungsansprache Rö. 15, 13 zugrunde. PastorHen­
nig predigte über Luk. 21, 25-33. 

Der Kirchenvorstand der Kirchengemeinde der Haupt­
. kirche St. Katharinen wählte Hilfsprediger Pastor Adolf­
Peter Kottmeier zum Pastor der Gemeinde. 

Der Kirchenrat hat die Wahl genehmigt und Pastor 
Kottmeier zum 1. Dezember 1966 in dieses Amt berufen. 

Pastor Kottmeier wurde am 4. Dezember 1966, 2. Sonn­
tag im Advent, durch Hauptpastor Dr. Sierig in sein Amt 
eingeführt. Hauptpastor Dr. Sierig legte seiner Einfüh­
rungsansprache Rö. 13, 12 zugrunde und hielt die 
Predigt. 

Der Kirchenrat hat Hilfsprediger Pastor Peter Kriz in 
die freie Pfarrstelle der . Kirchengemeinde Borgfelde, 
Erlöserkirche, berufen. 



Pastor Kriz wurde am 11. Dezember 1966, 3. Sonntag 
im Advent, durch Hauptpastor Dr. Sierig in sein Amt 
eingeführt. Hauptpastor Dr. Sierig legte seiner Einfüh­
rungsansprache Ps. 84, 6a + 12a zugrunde. Pastor Kriz 
predigte über Matth. 11, 2- 10. 

3. Beauftragungen, Ernennungen und Versetzungen 

4. Zuweisung von Lehrvikaren 

5. Dienstbeendigungen, Beurlaubungen 

Der Kirchenrat hat Pastor Dr. Rolf Kramer auf seinen 
Antrag mit Wirkung vom 1. November 1966 für 1 Jahr 
beurlaubt. 
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Gemeindehelferin Marianne Lohmann wird auf ihren 
Antrag mit Ablauf des 31. Dezember 1966 aus dem 
Dienst der Hamburgischen Landeskirche, Kirchenge­
meinde Hamburg Nord-Langenhorn, ausscheiden. 

Gemeindehelferin Elke Ebers wird auf ihren Antrag 
mit Ablauf des 31. Dezember 1966 aus dem Dienst der 
Hamburgischen Landeskirche, Kirchengemeinde St. 
Markus-Hoheluft, ausscheiden. 

Kirchenmusiker Volker Ebers wird auf seinen Antrag 
mit Ablauf des 31. Dezember 1966 aus dem Dienst der 
Hamburgischen Landeskirche, Kirchengemeinde St. 
Mar kus-Hohel uft, ausscheiden. 

6. Todesfälle 

VI. Mitteilungen 
Wahl der Mitarbeitervertretung 

Die Wahl für die Mitarbeitervertretung 1966169 ist 
am 18. Oktober 1966 mit folgendem Ergebnis durchge­
führt worden: 

(V: Vertrauensmann - E.: Ersatzmann) 

Gruppe (Diakone, männliche diakonische 
Hilfskräfte) 

V Johann Salzmann 
V Heinrich Damp 
E Erhard Sehübel 
E Walter Weiß 

Gruppe 2 (Gemeindehelferinnen, weibliche diakoni­
sche Hilfskräfte) 

V Ursula Förster 
V Elke J ürgensen 
E Edda Stelck 
E Ella Willnat 

Gruppe 3 (Kirchenmusiker) 

V Franz Wilhelm Brunnert 
V Kurt Fiebig 
E Ingeborg Lindemann 
E Hans-Martin Padel 

Gruppe 4 (Jugendleiterinnen, Kindergärtnerinnen 
und Heimerzieherinnen, Kinderpflege­
rinnen) 

V Inge Hoppe 
V Gudrun Rönck 
E Helga Petersen 
E Heidi Schultz 

Gruppe 5 (Fürsorgerinnen, Sozialarbeiterinnen, Mit­
arbeiter im fürsorgerischen Dienst, Schwe­
stern, die nicht durch ein Mutterhaus ver­
treten werden) 
V Margareta Bruhns 
V Hildegard Lindner 
E Ellen Peters 
E Luise Bertheau 

Gruppe 6 (Kirchenbuchführer) 

V Hans Struck 
E Bruno Pannwitt 

Gruppe 7 (Verwaltungsbeamte) 
V Günther Hennig 
E Dr. Werner Seidel 

Gruppe 8 (Verwaltungsangestellte) 

V Herbert Kruse 
V Eisa Hansen 
V Margot Oldendorf 
V Ernst-August Hillmann 
E Claus Claussen 
E Walter Möller 
E Alexander Hasenfuß 
E Carl Mohr 

Gruppe 9 (Kirchendiener) 
V Theodor Grützke 
V Werner Ziehm 
E Gerhard Aberle 
E Martin Heitmann 

Gruppe 10 (Hauswirtschaftliche Kräfte) 
Da kein Wahlvorschlag eingegangen war, 
entfiel eine Wahl für die zu dieser Gruppe 
gehörenden Mitarbeiter. 

Gruppe 11 (Arbeiter, Raumpflegerinnen) 

V Ernst Desens 
V Rudolf Pflüger 
V Maria Liedtke 
E Emil Sternberg 
E Herta Wulff 
E Liesbeth Winkel 

In der konstituierenden Sitzung der Mitarbeiterver­
tretung vom 1. November 1966 wurde Verwaltungsan­
gestellter Herbert Kruse zum Vorsitzer und Kirchen­
musiker Franz Wilhelm Brunnert zum stellvertretenden 
Vorsitzer gewählt. 

VII. Berichtigungen 
Druckfehler im Besoldungsgesetz § 25 

In dem in GVM Nr. 7 Jahrgang 1966 veröffentlichten 
Besoldungsgesetz muß es auf Seite 43 in der Uberschrift 
zu § 25 statt „Besoldungsalter" „Besoldungsdienstalter" 
heißen. 
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